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Einleitung. 


Die  Frage  der  zweckdienlichen  Durchführung  einer  Wein- 
steuer in  Deutschland  darf  man  wohl  eine  brennende  Zeitfrage 
nennen  und,  wenn  dies  auch  für  den  gegenwärtigen  Augenblick 
noch  von  mancher  Seite  bestritten  werden  mag,  so  weisen  doch 
unverkennbare  Anzeichen  deutlich  darauf  hin,  daß  sie  für  die 
nächste  Zukunft  von  großer  Aktualität  werden  wird.  Damit 
rechtfertigt  sich  wohl  der  Gegenstand  der  vorliegenden  Arbeit, 
um  so  mehr,  da  es  um  die  Literatur  über  dieses  Thema  noch  nicht 
sehr  reich  bestellt  ist.  Wohl  ist  der  Weinsteuer  in  vielen  finanz- 
wissenschaftlichen Werken  gelegentlich  der  Besprechung  der  Ver- 
brauchsbesteuerung eine  mehr  oder  minder  gedrängte  und  kriti- 
sche Betrachtung  ge^\-idmet,  wohl  sind  auch  schon  in  Aufsätzen 
teils  bloß  journalistisch-agitorischen,  teils  auch  wissenschaft- 
lichen Charakters  die  bestehenden  Verhältnisse  einzeln  oder 
auch  in  gruppierender  Übersicht  geschildert  worden,  aber  über 
diese  ihren  erstrebten  Zweck  erfüllende  Behandlung  hinaus  fehlt 
eine  umfassendere  Darstellung  mit  positiven,  w^ohl  begründeten 
Vorschlägen  für  eine  befriedigende  Lösung  des  Weinsteuerproblems 
vollkommen.  Zudem  vergessen  die  meisten  bisherigen  Abhand- 
lungen über  die  Weinsteuer  allzusehr  zu  berücksichtigen,  wie 
gerade  diese  Steuerfrage  mit  den  Interessen  der  einschlägigen 
Produktion  und  auch  des  Handels  auf  das  engste  verknüpft  ist. 
Hat  man  überhaupt  bei  der  Einführung  oder  Änderung  jeder 
Steuer  und  besonders  jeder  Verbrauchssteuer  die  voraussicht- 
lichen Wirkungen  auf  das  wirtschaftliche  Leben  wohl  zu  beachten, 
so  darf  getrost  gesagt  werden,  daß  jeder  Versuch,  eine  beste  Form 
der  Weinsteuer  ausfindig  zu  machen,  von  größter  Bedenkhchkeit 
ist,  wenn  er  nicht  in  erster  Linie  das  eifrigste  Bestreben  zeigt, 
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alle  Schwierigkeiten  unter  peinlichster  wohlwollender  Berück- 
sichtigung der  Produktion  und  des  reellen  Handels  in  Wein  zu 
lösen. 

Bei  einer  allgemeinen  Betrachtung  des  jetzigen  Standes  der 
Weinsteuerfrage  im  Deutschen  Reiche  muß  es  eigentlich  etwas 
sonderbar  berühren,  zu  sehen,  wie  man  meistens  von  der  Gerechtig- 
keit und  Zweckdienlichkeit  der  Weinsteuer  durchaus  überzeugt 
ist  und  trotzdem  überall  eine  kleinere  oder  größere  Scheu  bemerk- 
bar wird,  die  Weinsteuer,  sei  es  zunächst  nur  theoretisch  oder 
auch  praktisch,  in  der  festen  Überzeugung  ihrer  Durchführbarkeit 
und  Nützlichkeit  mit  Entschiedenheit  aufzugreifen  und  sie  einer 
besten  Lösung  zuführen  zu  wollen.  Diese  eigenartige  Scheu 
erklärt  sich  aus  mannigfachen  Gründen.  Soweit  es  nicht  allge- 
mein auf  Vorurteil  oder  mangelndem  Einblick  in  das  komplizierte 
Gebiet  der  Weinfragen  beruht,  dürfte  es  bei  Finanz theoretikern 
öfters  eine  gewisse  Zaghaftigkeit  sein,  welche  die  außerordent- 
lichen Schwierigkeiten  bei  der  Weinbesteuerung  für  kaum  über- 
windbar hält;  für  die  Regierung  und  die  Reichsschatzsekretäre, 
die  schon  seit  längerer  Zeit  mehr  oder  minder  offensichtlich  mit 
einer  Weinsteuer  liebäugeln,  sowie  für  die  führenden  Politiker 
scheint  immer  noch  neben  der  Rücksicht  auf  die  Bundesstaaten, 
die  eine  private  Weinsteuer  besitzen,  die  Furcht  vor  der  bei  unbe- 
liebten neuen  Steuern  allzu  leicht  aufwallenden  Volksseele  vor- 
zuherrschen;  die  Weinproduzenten  dagegen  und  die  reellen  Händ- 
ler, bei  denen  die  Freunde  einer  besonders  gearteten  Weinsteuer 
schon  eine  beträchtliche,  sich  fortwährend  mehrende  Zahl  dar- 
stellen, wagen  es  oft  nicht  freimütig  Farbe  zu  bekennen,  einge- 
schüchtert durch  die  Boykottdrohungen  des  Handels,  der  zu  einem 
großen  Prozentsatz,  leider  zum  Nachteil  des  ganzen  Standes, 
durch  sein  Verhalten  in  den  letzten  Jahrzehnten  von  einem  ge- 
rechten Beurteiler  vertrauende  Voraussetzung  besonderer  Reellität 
kaum  beanspruchen  kann.  Dieser  wohl  größere  Teil  des  Handels 
allerdings  wird  bei  jedem  auftauchenden  Gedanken  an  die  Ein- 
führung einer  Reichsweinsteuer  mächtig  Lärm  schlagen  und  nach 
Kräften  dagegen  agitieren;  könnte  und  sollte  ihm  doch  vor  allem 
durch  eine  Steuerkontrolle  etwas  mehr  auf  die  Finger  gesehen 
werden.  Ihm  werden  in  seinem  Entrüstungssturm  aus  Pro- 
duktionskreisen unreelle  Elemente,  die  natürlich  auch  hier  nicht 
fehlen,  aus  bösem  Willen  und  eine  große  Zahl,  die  das  bloße  Wort 
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Steuer  sofort  in  Schrecken  versetzt,  aus  Kurzsichtigkeit  Helfers- 
dienste leisten. 

Es  ist  zuzugeben,  daß  alle  diese  Momente  der  weitverbreiteten 
Scheu  vor  der  Weinsteuer  auf  den  ersten  Blick  wirklich  dazu 
angetan  sind,  bezüglich  einer  befriedigenden  Durchführbarkeit 
dieser  Steuer  recht  skeptisch  zu  stimmen.  Doch  wie  darf  man 
bei  diesen  ersten  großen  Schwierigkeiten  schon  den  Mut  verlieren  ? ! 
Nein,  man  prüfe  zunächst  einmal  ohne  Voreingenommenheit  in 
einer  eindringenden  Untersuchung  die  ganze  Frage  und  man  wird 
vielleicht,  trotz  allen  Widerspruchs  von  gegnerisch  interessierter 
Seite  unter  der  Voraussetzung,  daß  man  sich  auf  einen  vorurteils- 
freien Standpunkt  der  Gerechtigkeit,  des  Finanzbedarfes  und 
vor  allem  der  Schutzbedürftigkeit  der  Reellität  in  Weinproduktion 
und  Weinhandel  zu  stellen  vermag,  zum  Schluß  fast  allgemein 
auf  dem  Standpunkt  ankommen,  daß  die  bisher  so  stiefmütterlich 
behandelte  Weinsteuer,  in  wohldurchdachter  Weise  ausgebaut, 
eine  gerechteste  und  nützlichste  Steuer  werden  kann.  Wohl  ist 
—  darüber  kann  ja  kein  Zweifel  herrschen  —  jede  Steuer,  ins- 
besondere die  indirekten,  an  und  für  sich  etwas  Lästiges,  ein  ge- 
wisses Übel.  Gibt  es  aber  Steuern,  die  überwiegend  von  offen- 
sichtlichem Nutzen  sein  können,  dann  dürfte  sicherlich  als  erste 
zu  ihnen  eine  Weinsteuer  gehören,  die  sich  im  Sinne  der  nachstehen- 
den Untersuchung  zu  bewegen  befleißigt.  Denn  man  nenne  doch 
eine  zweite  Steuer,  die  nicht  nur  im  Interesse  der  Staats- 
kasse, sondern  auch  vor  allem  in  dem  der  Produzenten 
und  des  reellen  Handels,  sowie  auch  der  Konsumenten 
liegt! 
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Erster  Absclinitt. 

Die  Theorie  der  Weinsteuer, 
I.  Berechtigung  der  Weinsteuer. 

Keiner  langen  Erörterung  bedarf  es  wohl,  um  eigens  nachzu- 
weisen, daß  die  Besteuerung  des  Weins  an  und  für  sich  zulässig 
und  berechtigt  ist.  Ist  tatsächlich  für  unsere  moderne  Finanz - 
Wissenschaft  die  Gerechtigkeit  ein  oberstes  Prinzip,  dann  muß 
man  sich  doch  des  schreienden  Unrechtes  bewußt  sein,  den  ein 
Zustand  darstellt,  in  welchem  Bier  und  Branntwein,  die  Getränke 
der  minder  bemittelten  Bevölkerung,  mit  hohen  Abgaben  belastet 
sind,  während  der  Wein  steuerfrei  bleibt.  Daß  aber  gerade  die 
alkoholischen  Getränke  ein  sehr  geeignetes  Steuerobjekt  sind, 
darüber  sind  sich  alle,  die  nicht  grundsätzlich  jede  Verbrauchs- 
steuer verurteilen,  vollkommen  einig,  und  auch  die  Praxis  be- 
stätigt dies,  indem  in  allen  Kulturstaaten  die  Getränkesteuern 
nicht  nur  zu  den  ältesten,  sondern  auch  den  finanziell  bedeutungs- 
vollsten indirekten  Steuerquellen  gehören.  Ist  doch  das  maß- 
gebende Moment  der  Entbehrlichkeit,  der  freiwilligen  Selbst- 
belastung und  Selbstentlastung,  d.  h.  der  sich  offenbarenden 
Grundlage  für  eine  steuerbare  Leistungsfähigkeit,  besonders  in 
diesen  Verbrauchssteuern,  die  mit  der  Bevölkerung  und  dem 
Wohlstand  in  ihrer  Ergiebigkeit  zu  wachsen  pflegen,  weitgehend 
ausgeprägt.  Zudem  trifft  ihre  Besteuerung  in  der  Hauptsache 
auch  nur  die  arbeits-  und  erwerbsfähige  männliche  Bevölkerung, 
und  zwar  diese  bei  einigermaßen  verhältnismäßiger  Heranziehung 
aller  Getränke  ziemlich  in  ihrer  Gesamtheit,  wodurch  auch  dem 
Grundsatz  möglichster  Verteilung  der  Steuerlast  auf  das  gesamte 
Volks  vermögen  Genüge  geleistet  wird. 
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Und  nicht  einmal  als  Nahrungsmittel,  sondern  wesentlich 
als  Genußmittel,  und  zwar  großenteils  der  Luxuskonsumtion  mit 
nur  zu  leicht  eintretender  nachteiliger  Wirkung  auf  Gesundheit 
und  Wirtschaftslage  hat  man  die  geistigen  Getränke  einzuschätzen. 
Durch  diese  allgemeine  Aufstellung  soll  natürhch  keineswegs 
einer  wohlbegründeten  Unterscheidung  für  die  speziellen  Ver- 
hältnisse der  einzelnen  Länder  vorgegriffen  werden,  worauf  aber 
hier  nicht  eingegangen  werden  kann.  Hinsich thch  des  Weins 
muß  anerkannt  werden,  daß  er  in  einigen  Gebieten,  wie  Italien, 
Spanien,  dem  größeren  Teil  von  Frankreich  das  gewöhnliche  Ge- 
tränk breiter  Schichten  der  Bevölkerung  bildet,  obwohl  auch  hier 
immer  mehr  andere  geistige  Getränke  in  starken  Wettbewerb  treten. 
Ob  man  dies  auch  von  Deutschland  sagen  kann  oder  welche  Be- 
urteilung man  den  dortigen  Verhältnissen  angedeihen  lassen  muß, 
darüber  erst  später  das  nähere. 

Eine  behebte  Einwendung  gegen  die  Berechtigung  der  Wein- 
steuer geht  dahin,  daß  der  Wein  ein  land\\  irtschaf tliches  Produkt 
ist  und  deshalb  schon  in  der  Besteuerung  des  Grund  und  Bodens 
und  in  der  Einkommensteuer  regelmäßig  getroffen  ist.  Aber  ganz 
ungeachtet  dessen,  daß  diese  Behauptung  bei  der  hervorragenden 
Bedeutung  einer  verständigen  Kellerbehandlung  auf  den  Wein, 
die  in  ihrer  Ausartung  ja  gegebenenfalls  ein  Erzeugnis  herzustellen 
vermag,  bei  dem  das  Naturprodukt,  die  Traube,  nur  den  geringeren 
Bestandteil  ausmacht,  sehr  weit  abgestritten  werden  kann,  müßte 
eine  Anerkennung  dieses  Einwurfes  mit  derselben  Folgerichtigkeit 
dahin  führen,  auch  für  Branntwein,  Bier  und  vor  allem  Tabak, 
^luf  deren  Rohstoffen  die  gleichen  Abgaben  ruhen,  Steuerfreiheit 
zu  verlangen.  Daraus  dürfte  die  Haltlosigkeit  der  Einrede  schon 
ohne  weiteres  hervorleuchten.  Und  überdies,  entbehrt  dieser 
Einwurf  nicht  überhaupt  jedes  motivierenden  Rückhaltes,  wenn 
derjenige,  der  die  Grund-  bzw.  Einkommensteuer  für  das  land- 
wirtschafthche  Produkt  der  Trauben  zahlt,  d.  h.  der  Winzer,  durch- 
die  Weinsteuer  keineswegs  belastet  wird?  Daß  aber  diese  wich- 
tigste Bedingung,  ohne  deren  Erfüllung  selbstredend  von  vorn- 
herein die  Weinsteuer  jede  Berechtigung  verliert,  erreicht  werden 
kann,  das  glauben  wir  in  späteren  Erörterungen  bestimmt  er- 
weisen zu  können. 

Sicherlich  läßt  sich,  wie  diese  Arbeit  klarzulegen  bemüht 
sein  wird,  bei  der  Erstrebung  gewisser  Anforderungen  die  Be- 
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Steuerung  des  Weins,  ähnlich  wie  die  der  übrigen  geistigen  Ge- 
tränke, zu  einer  recht  ergiebigen  Finanz  quelle  ausgestalten,  ohne 
dadurch  berechtigte  allgemeine  oder  spezielle  Interessen  in  be- 
denklicher Weise  verletzen  zu  brauchen,  ja  sogar  mit  dem  beson- 
deren Vorteil,  in  höchstem  Maße  für  die  mit  der  Steuer  verbundene 
unvermeidliche  Belästigung  entschädigen  zu  können.  Allerdings 
kann  nicht  in  Abrede  gestellt  werden,  daß  bei  der  Weinsteuer  die 
eigentümlichen  Schwierigkeiten,  die  überhaupt  die  Besteuerung 
der  alkoholischen  Getränke  aufweist,  noch  außerordentlich  ge- 
steigert sind  und  infolgedessen  eine  befriedigende  Lösung  der 
Weinsteuer  zu  den  kompliziertesten  Aufgaben  der  Steuerver- 
waltung gehört.  Aber  diese  Schwierigkeiten  dürften  sich  als 
keineswegs  unüberwindlich  herausstellen.  Fragt  man  also,  ob 
der  Wein  besteuert  werden  darf  und  soll,  so  muß,  solange  Ver- 
brauchssteuern überhaupt  nur  anerkannt  und  angewendet  werden, 
mit  einem  entschiedensten  Ja  geantwortet  werden. 

II.  Die  Höhe  der  Weinsteuer. 

So  wenig  auch  die  grundsätzliche  Berechtigung  der  Wein- 
steuer in  der  finanzwissenschaftlichen  Literatur  bestritten  wird, 
so  gehen  doch  hinsichtlich  der  Art  ihrer  Durchführbarkeit  sowie 
auch  schon  bezüglich  des  Steuermaßes  die  Meinungen  ziemlich 
auseinander.  Es  sei  hier  zunächst  versucht,  die  angemessene 
Höhe  des  Steuersatzes  theoretisch  zu  bestimmen.  Natürlich 
kann  es  sich  hierbei  nicht  um  das  Finden  eines  absoluten  Maßes 
handeln,  sondern  es  sollen  in  allgemeiner  Betrachtung  nur  die 
Momente  hervorgehoben  werden,  welche  hauptsächlich  bei  der 
Festsetzung  des  Steuersatzes  zu  berücksichtigen  sind. 

Um  diesen  Zweck  zu  erreichen,  wird  sich  sofort  ein  reflek- 
tierender Vergleich  mit  den  übrigen  Getränkesteuern  aufdrängen. 
Wenn  es  auch  nicht  leicht  ist,  bei  den  verschiedenen  Erhebungs- 
formen ein  entsprechendes  Verhältnis  der  Steuersätze  für  die 
einzelnen  alkoholischen  Getränke  zu  konstruieren,  so  dürfte  doch 
darin  Übereinstimmung  herrschen,  daß  der  Steuerfuß  für  Wein 
ebensowenig  unter  dem  für  Bier  bleiben,  als  den  für  Branntwein 
übersteigen  darf.  Dieses  Verhältnis  ergibt  sich  schon  in  Ansehung 
des  Alkoholgehaltes,  der  ja  vor  allem  das  wirkende  Reizmittel 
der  geistigen  Getränke  darstellt;  es  enthält  nämlich  an  Alkohol 
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Branntwein  etwa  35—50%,  Wein  5—20%,  Bier  2—6%.  Die 
gleiche  Schlußfolgerung  hinsichtlich  des  Steuermaßes  läßt  sich  auch 
aus  der  Vergleichung  der  Verbrauchsmengen  ziehen,  in  denen 
die  einzelnen  Getränke  genossen  zu  werden  pflegen.  Es  ist  klar, 
daß  bei  den  relativ  kleinen  Portionen  des  Branntweinkonsums 
ein  hoher  Steuerfuß  längst  nicht  so  ins  Gewicht  fällt,  wie  bei  den 
bedeutend  größeren  des  Wein-  oder  gar  erst  des  Bierkonsums. 

Hält  man  nun  die  gegenwärtige  Besteuerung  des  Biers  in 
den  süddeutschen  Staaten,  im  Gegensatz  zur  norddeutschen 
Brausteuergemeinschaft,  für  angemessen,  so  berechnet  sich  der 
Satz  der  Malzsteuer  auf  mindestens  10  yom  Wert  des  fertigen 
Fabrikates,  wogegen  die  Höhe  der  deutschen  Branntweinsteuer 
durchschnittlich  etwa  300%  des  Wertes  ausmachen  dürfte. 
Damit  sind  die  äußersten  Grenzzahlen  gegeben,  zwischen  denen 
sich  der  Satz  der  Weinsteuer  bewegen  darf. 

Wohin  hat  sich  nun  der  Steuerfuß  des  Weins  zu  neigen,  an 
den  des  Branntweins  oder  an  den  des  Biers?  Zur  Beantwortung 
dieser  Frage  muß  man  sich  zuerst  vergegen\^ärtigen,  was  die 
exzeptionelle  Höhe  der  Branntweinsteuer  in  der  Hauptsache 
neben  den  obigen  äußerlichen  Gründen  bedingt.  Selbstverständ- 
lich denkt  man  da  sofort  an  die  gesundheitspolizeilichen  und 
sozialpolitischen  Aufgaben,  welche  dem  Staat  als  dem  macht - 
begabtesten  politischen  Organ  der  Gesellschaft  gegenüber  dem 
Alkohol  und  den  offensichtlichen  Gefahren  seiner  Konsumtion 
obhegen:  sehr  richtig  ist  die  allgemeine  Erkenntnis  der  verderb- 
lichen Wirkungen  gewohnheitsmäßigen  Branntweinkonsums  auf 
die  Maßnahme  der  Steuerpolitik  von  großem  Einfluß  geworden. 
Erfordert  nun  aber  auch  der  Weinkonsum  ein  solches  sittlich- 
sanitäres Eingreifen  des  Staates?  Sicherlich  nicht,  so  wenig  wie 
der  Bierkonsum!  Sein  Steuerfuß  braucht  deshalb  auch  nichts 
weniger  als  an  die  Höhe  des  Branntweinsatzes  sich  anzulehnen. 
Demgegenüber  wird  aber  der  Wein  aufs  engste  mit  dem  Bier  inso- 
fern verbunden,  daß  beide  die  mächtigsten  Feinde  des  gefährlichen 
Branntweins,  d.  h.  der  Hauptursache  des  Alkoholismus,  sind  und 
daß  beide  deshalb  als  w  irksamste  Mittel  für  die  Bekämpfung  des 
Branntweingenusses  angesehen  werden  müssen.  Daraus  ergibt  sich 
die  Folgerung,  daß  der  Steuerfuß  des  Weins  sich  an  den  des  Biers 
zu  halten  hat  und  schon  deshalb  nicht  zu  hoch  genommen  werden 
darf,  um  nicht  eventuell  den  Branntweinkonsum  zu  vergrößern. 
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Unterzieht  man  nun  aber  die  Eigenschaften  des  Weins  und 
des  Biers  einer  Vergleichung,  so  sind  sich  die  Mediziner  darüber 
nahezu  einig,  daß  ihr  mäßiger  Genuß  trotz  ihres  Alkohols  wegen 
ihrer  sonstigen  Bestandteile  für  unschädlich  zu  erachten  ist.  Auch 
darin  herrscht  ziemliche  Ubereinstimmung,  daß  der  Wein,  aller- 
dings nur  der  Naturwein  im  scharfen  Gegensatz  zum  übermäßig 
gezuckerten  oder  gar  fabrizierten  Wein,  wegen  seines  mindest 
schädlichen  Äthylalkohols  und  wegen  der  in  ihm,  besonders  im 
Rotwein,  enthaltenen  Substanzen  anderer  Art  noch  gesünder  und 
weniger  bedenklich  als  das  Bier  ist.  Trotzdem  soll  aber  keines- 
wegs der  Steuersatz  des  Weins  dem  des  Biers  vollständig  oder 
auch  nur  annähernd  gleich  sein.  Denn  man  muß  doch  immer 
bedenken,  daß  der  Wein  in  der  Hauptsache  das  Getränk  der  wohl- 
habenden Klassen  darstellt  und  in  Deutschland  im  allgemeinen 
als  ein  Artikel  der  Luxuskonsumtion  anzusehen  ist,  während  man 
im  Bier  das  typische  Volksgetränk  hat.  Dieser  Umstand  darf 
natürlich  nicht  seinen  Einfluß  auf  eine  gerechte  Besteuerung 
verfehlen,  deren  Ziel  ein  möglichstes  Heranziehen  nach  der 
Leistungsfähigkeit  sein  muß. 

Ein  allzu  niedriger  Satz  empfiehlt  sich  außerdem  nicht  rück- 
sichtlich der  Staatskasse,  die  doch  auch  zu  ihrem  Rechte  kommen 
soll.  In  Anbetracht  der  gerade  beim  Wein  recht  beträchtlichen 
Erhebungskosten  ist  nicht  zu  vergessen,  daß  diese  sich  bei  er- 
höhtem Steuerfuß  in  gleichem  Verhältnis  zum  Mehrertrag  ver- 
mindern. Allerdings  ist  hierbei  die  relative  Begrenztheit  dieser 
Behauptung  nicht  außer  acht  zu  lassen.  Denn  nicht  immer 
wachsen  die  Erträge  aus  indirekten  Steuern  proportional  mit 
der  Höhe  des  Satzes,  sondern  von  einer  gewissen  Grenze  an 
pflegen  sie  sich  zu  verringern,  nämlich  dann,  wenn  die  Kaufkraft 
oder  die  Kauflust  des  Publikums  bedenklich  überspannt  wird 
und  infolge  davon  eine  größere  Verbrauchseinschränkung  eintritt. 
Doch  ist  dieser  Umstand  beim  Wein  nicht  allzu  rasch  zu  befürchten, 
da  es  sich  bei  ihm  zumeist  um  ein  recht  kaufkräftiges  Publi- 
kum handelt,  und  bei  einem  solchen,  wie  sich  vor  allem  bei  der 
Schaumweinsteuer  zeigte,  die  der  menschlichen  Natur  eingepflanzte 
Genußsucht  auf  die  Dauer  hinlänglich  für  keinen  oder  doch  wenig- 
stens keinen  fühlbaren  Konsumrückgang  bürgen  dürfte. 

Wie  man  jedoch  besonders  beim  Wein  wieder  vorsichtig  mit 
der  Höhe  des  Steuersatzes  sein  soll  und  sie  nicht  erheblich  über 
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die  des  Biers  steigern  darf,  darauf  weisen  folgende  beiden  wich- 
tigen Momente  hin.  Ersthch  muß  die  Rücksicht  auf  die  Wein- 
produktion, die  ja  einen  obersten  Grundsatz  für  diese  Bearbei- 
tung der  Steuerfrage  bildet,  auch  hinsichtlich  der  Bemessung 
des  Steuerfußes  von  ausschlaggebender  Bedeutung  sein.  Unter 
keinen  Umständen  darf  die  Weinsteuer  eine  Schädigung  des 
Weinbaus  mit  sich  bringen,  d.  h.  also  auch,  ihr  Satz  darf  keine 
Höhe  annehmen,  die  geeignet  wäre,  eine  beträchtliche  Verbrauchs- 
verminderung herbeizuführen.  Es  würde  für  den  deutschen  Wein- 
bau mit  seinen  ansehnlichen  volkswirtschaftHchen  Werten  in  der 
jetzigen  Notlage  der  Ruin  bedeuten,  wollte  man  ihm  direkt  oder 
indirekt  auch  nur  niedere  Steuerlast  aufbürden.  Für  den  geringen 
Konsumrückgang,  der  fürs  erste  bei  der  Einführung  der  Wein- 
steuer wohl  nicht  ganz  ausbleiben  dürfte,  ist  der  Produktion 
unbedingt  voller  Ersatz  zu  schaffen.  Wie  leicht  dies  geschehen 
kann  und  wo  die  Entschädigung  einzusetzen  hat,  davon  sei  hier 
vorerst  nur  andeutungsweise  so  viel  gesagt,  daß  die  gegenwärtige 
Notlage  des  Weinbaus  weit  überwiegend  der  unreellen  Konkur- 
renz der  Weinfabrikation  und  Wein  Vermehrung  oder  wie  sich 
diese  euphemistisch  zu  nennen  pflegt,  der  Weinverbesserung  zu 
verdanken  ist.  Genau  in  der  gleichen  Richtung  liegen  auch  die 
Interessen  des  reellen  Handels. 

Das  weitere  nicht  zu  übersehende  Moment,  auch  beim  Wein 
die  Steuerschraube  nicht  zu  straff  anzuziehen,  liegt  in  dem  starken 
Anreiz  zur  Defraudation  mit  ihren  demoralisierenden  Folgen, 
den  jeder  zu  hohe  Steuersatz  ausübt.  Die  besonderen  Schwierig- 
keiten einer  wirksamen  Kontrolle  bei  der  Weinsteuer  mahnen 
hier  zu  um  so  größerer  Vorsicht,  wenn  demgegenüber  auch  in 
mancher  Hinsicht  die  Kaufkraft  der  Konsumenten  einen  gewissen 
Ausgleich  bildet. 

Damit  wären  wohl  die  wichtigsten  Grenzlinien  für  die  Höhe 
des  Weinsteuersatzes,  soweit  sie  sich  theoretisch  bestimmen  lassen, 
gezogen.  Es  erübrigt  sich  nur  noch  eine  kleine  Untersuchung 
anzufügen.  Man  wird  vielleicht  einwenden,  wir  seien  oben  mit 
der  absoluten  Behauptung,  der  Wein  sei  in  ganz  Deutschland  im 
allgemeinen  ein  Luxusgetränk,  zu  generell  vorgegangen;  im  Süden 
und  Westen  von  Deutschland  müsse  man  den  Wein  als  Nahrungs- 
oder doch  wenigstens  als  allgemeines  Genußmittel  ansehen.  Aber 
das  dürfte  doch  wohl  nicht  ohne  weiteres  anzuerkennen  sein. 
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Wenigstens  für  unsere  Heimat,  die  Rheinpfalz,  —  und  in  den  an- 
deren deutschen  Weinländern  dürften  die  Verhältnisse  gerade 
so  oder  doch  ähnlich  liegen,  —  können  wir  sagen,  daß  der  Wein 
an  allen  Orten,  an  denen  nicht  unmittelbar  Weinbau  getrieben 
wird,  kaum  anders  als  wie  ein  Luxusartikel  eingeschätzt  werden 
kann.  In  der  Weingegend  selbst  allerdings  wird  man  wohl  in 
dem  Wein  ein  allgemeineres  Genußmittel  erblicken  müssen, 
niemals  aber  ein  mehr  oder  minder  schwer  entbehrliches  Nahrungs- 
mittel. Jedoch  ist  es  eine  offenkundige  Tatsache,  daß  sich  für 
die  Weinproduzenten,  sowie  für  die  Weinbauarbeiter,  die  übrigens 
mit  ganz  geringen  Ausnahmen  selbst  über  ein  Stück  Rebland  ver- 
fügen, der  Weinkonsum  sich  größerenteils  auf  den  häuslichen  be- 
schränkt. Für  jeden  minderbemittelten  Winzer  jedenfalls  ist 
es  nicht  häufig,  wenn  er  außerhalb  seiner  oder  seiner  Genossen 
oder  seines  Arbeitgebers  Behausung  Wein  konsumiert;  als  sein 
gewöhnliches  Getränk  in  den  Wirtschaften  muß  das  Bier  ange- 
nommen werden.  Sollte  aber  trotzdem  in  einzelnen  Gegenden 
der  Weinkonsum  in  den  Wirtschaften  auch  für  die  kleineren 
Winzer  üblicher  sein,  so  ist  dies  eben  wie  bei  den  größeren  Wein- 
produzenten entschieden  ein  Luxus,  welchen  sie  sich  über  das 
allgemeine  Genußmittel  ihres  Haustrunkes,  den  sie  alle  haben, 
gestatten  und  der  keineswegs  eine  prinzipielle  Bevorzugung  ver- 
dient. 

Dieser  ganzen  Sachlage  kann  deshalb  durchaus  genügend 
Rechnung  getragen  werden,  wenn  man  für  alle  Weinproduzenten 
den  häuslichen  Weinkonsum  abgabefrei  läßt,  eine  Steuerbefreiung, 
die  auch  in  anderer  Hinsicht  gerechtfertigt  erscheint,  weil  der 
Weinbauer  für  den  selbst  verbrauchten  Teil  des  Ertrages  durch 
die  Grundsteuer  bzw.  Einkommensteuer  schon  einigermaßen  ge- 
troffen ist,  eine  direkte  Verbrauchssteuer  somit  für  ihn  tatsächlich 
eine  Mehrbelastung  gegenüber  den  anderen  Konsumenten  be- 
deutete, und  doch  für  jeden,  der  die  Reben  mit  tausend  Mühen 
und  Sorgen  pfleglich  behandelt,  das  Schmerzenskind  Wein  — 
so  kann  man  wahrlich  mit  bestem  Rechte  sagen  —  etwas  viel 
näher  Stehendes  ist,  als  für  alle  übrigen,  die  ihn  erst  kaufen  müssen. 
Demgegenüber  sehen  wir  aber  durchaus  keinen  Grund  ein,  warum 
der  Wein  für  Beamte,  Rentiers,  kurz  die  ganze  übrige  Bevölkerung 
des  Weinbaugebietes,  die  nicht  unmittelbar  am  Weinbau  inter- 
essiert ist,  sowie  für  die  Fremden  eigentlich  nicht  ebensogut  im 
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Weinland  mehr  oder  minder  ein  Luxusartikel  sein  sollte,  wie 
im  übrigen  Deutschland.  Und  dann  darf  man  sich  doch  nicht 
über  die  schon  bestehenden  Verhältnisse  der  Weinbesteuerung 
hinwegtäuschen,  auf  die  an  dieser  Stelle  nur  kurz  hingewiesen 
werden  kann.  Nicht  dort,  avo  der  Wein  ohne  allen  Zweifel  durch- 
aus ein  Luxusgetränk  darstellt,  ist  er  gegenwärtig  besteuert, 
sondern  in  3  hauptsächlichen  Weinländern,  in  Württemberg, 
Baden  und  Elsaß-Lothringen,  die  zusammen  mehr  als  die  Hälfte 
der  gesamten  deutschen  Rebfläche  umfassen  und  in  denen  am 
ersten  vielleicht  noch  an  den  Ausdruck  Volksgetränk  gedacht 
werden  könnte.  Die  diese  private  Weinsteuer  ersetzende  Reichs- 
weinsteuer wird  fragliche  Weinbaugebiete  nur  wenig  mehr,  zum 
Teil  sogar  nicht  unerheblich  niedriger  steuerlich  heranzuziehen 
vermögen.  Man  berücksichtige  doch  hier  vor  allem,  wie  zurzeit 
in  den  genannten  drei  wichtigsten  Weinländern  gerade  gegen  den 
Weinkonsum  der  breiteren,  wenig  bemittelteren  Volksschichten 
gefrevelt  wird,  wie  besonders  in  Baden  und  Elsaß-Lothringen 
durch  die  Fixsteuer  ohne  jede  Qualitätsberücksichtigung  der 
billige  Wein  in  unerhörtem  Mißverhältnis  zum  besseren  Wein 
tatsächlich  mit  25  und  mehr  Prozent  belastet  ist. 

In  Anbetracht  aller  dieser  Umstände  sollte  man  sich  doch 
in  dieser  Richtung  nicht  mehr  kleinlichen  Bedenken  hingeben: 
wir  wenigstens  können  bei  dieser  Sachlage  nichts  erkennen,  was 
stichhaltig  dafür  sprechen  sollte,  entweder  der  Weinsteuer  den 
Charakter  der  Luxussteuer  überhaupt  abzustreiten  oder  anzu- 
nehmen, es  sei  von  Wichtigkeit,  Form  und  Höhe  der  Besteuerung 
in  den  Weinbaugebieten  anders  zu  gestalten,  als  im  übrigen 
Deutschland.  Dagegen  wird  aus  weiteren  Betrachtungen  noch 
mehr  als  ein  Grund  hervorgehen,  daß  es  unbedingt  erwünscht 
ist,  für  ganz  Deutschland  eine  einheitlich  durchgeführte  Steuer 
zu  bekommen.  Auch  wird  sich  später  nochmals  Gelegenheit  finden 
darauf  hinzuweisen,  wie  durch  die  in  Vorschlag  zu  bringende 
prozentuale  Wertsteuer  ganz  unwillkürlich  die  größere  Allgemein- 
heit des  Weingenusses  in  den  Weinbaugebieten  angemessener- 
weise in  Rechnung  gebracht  wird. 
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III.  Die  Überwälzung  der  Weinsteuer. 

Es  sei  jetzt  vor  allem  der  Blick  auf  die  Frage  der  Steuer- 
überwälzung gelenkt,  da  eine  eingehende  Untersuchung  derselben 
bei  jeder  Steuer,  insbesondere  aber  bei  den  Verbrauchssteuern 
von  höchster  Bedeutung  ist  und  ihre  unentschuldbare  Vernach- 
lässigung von  Seiten  der  Steuerpolitik  von  den  mißlichsten  Folgen 
begleitet  sein  kann.  Zudem  bildet  ja  die  Befürchtung,  daß  die 
Weinsteuer,  wie  sie  auch  veranlagt  werden  würde,  endgültig  stets 
vom  Winzer  getragen  werden  müßte,  das  von  weiten  Kreisen 
hauptsächlich  gehegte  Bedenken  gegen  dieselbe. 

Gänzlich  verfehlt  wäre  es,  bei  der  Einführung  oder  auch  nur 
Abänderung  einer  Steuer  sich  auf  die  gerecht  ausgleichende  Macht 
der  Überwälzung  als  einen  einfachen  sicheren  Prozeß  zu  verlassen. 
Die  Lehre  von  der  Steuerüberwälzung  gehört  wegen  der  Mannig- 
faltigkeit der  hier  einwirkenden  Faktoren  zu  den  schwierigsten 
der  Finanz  Wissenschaft,  über  die  keine  volle  Einigkeit  herrscht. 
Jedoch  dürfte  es  kaum  mehr  einem  Zweifel  unterliegen,  daß  die 
Überwälzung  eine  Machtfrage  ist,  die  sich  in  ganz  analoger  Weise 
austrägt  wie  die  Machtfrage  der  Preisbestimmung.  Auf  die  wesent- 
lichsten Momente  der  Einwirkung  bei  Verbrauchssteuern  im  allge- 
meinen und  bei  der  Weinsteuer  im  besonderen  muß  im  folgenden 
z.um  allgemeinen  Verständnis  etwas  näher  eingegangen  werden. 

Wer  Steuerdestinatar  ist,  d.  h.  wer  die  Steuer  endgültig  nach 
Absicht  des  Gesetzgebers  tragen  soll,  darüber  kann  bei  Verbrauchs- 
steuern kein  Zweifel  herrschen:  es  ist  der  Konsument.  Da  nun 
meist  diese  Steuern  der  leichteren  Durchführbarkeit  wegen  nicht 
unmittelbar  vom  Steuerdestinatar  erhoben  w^erden,  gehört  die 
Überwälzung  in  den  Steuerplan,  und  es  ist  deshalb  dringendste 
Aufgabe  der  Finanz  Verwaltung,  nach  Kräften  für  einen  richtigen 
Vollzug  derselben  Sorge  zu  tragen.  Liegt  die  Erfüllung  dieser 
Aufgabe  aber  im  Bereich  der  Möglichkeit,  werden  sich  nicht  stets 
die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  stärker  erweisen  als  die  Staats- 
gewalt? Nicht  ganz  mit  Recht  dürfte  oft  ein  erfolgreiches  Ein- 
greifen der  Steuerpolitik  in  zu  starke  Zweifel  gezogen  werden, 
wenigstens  nicht  für  einzelne  Fälle. 

Feststeht,  daß  der  wirtschaftlich  Stärkere  bei  der  Über- 
wälzung den  Sieg  davontragen  wird.  Aber  bei  dieser  Machtfrage 
scheint  unseres  Erachtens  gewöhnlich  das  persönlich  Individuelle 


Die  Überwälzung  der  Weinsteuer. 


13 


etwas  zu  sehr  in  den  Vordergrund  gestellt  zu  werden.  Da  dieses 
aber  bei  jedem  am  Überwälzungs Vorgang  Beteiligten  verschieden 
zu  sein  pflegt,  so  kann  sich  wohl  der  eine  Steuerzahler  stark  genug 
für  die  gewollte  Überwälzung  erweisen,  sein  wirtschaftlich  etwas 
ungünstiger  gestellter  Genosse  dagegen  nicht.  Demgegenüber 
sei  das  sachHche,  allgemein  gleichwirkende  Moment  als  ausschlag- 
gebend hervorgehoben.  Gelänge  es,  diese  letzte  Anschauung 
überzeugend  zu  vertreten,  so  wäre  viel  für  die  Behauptung  der 
Möglichkeit  einer  erfolgreichen  Überwälzungspolitik  gewonnen. 
Denn  es  ist  klar,  daß  der  Gesetzgeber  bei  einer  sich  in  wirtschaft- 
lich gleicher  Allgemeinheit  abspielenden  Machtfrage  bedeutend 
leichter  maßgebend  einzugreifen  imstande  ist,  als  bei  einer  per- 
sönlich mannigfach  zersplitterten. 

An  der  Hand  eines  Bildes  kann  vielleicht  am  besten  die  vor- 
schwebende Ansicht  veranschaulicht  werden.  Wir  denken  uns 
eine  Ebene,  dargestellt  durch  ein  längliches  Brett,  das  an  den 
beiden  Enden  auf  je  einem  Unterbau  liegt.  In  dieser  Ebene 
wollen  wir  die  Überwälzungsfläche  erblicken,  indem  wir  uns  an 
dem  linken  Ende  den  Sitz  der  Produktion,  an  dem  rechten  den 
der  Konsumtion  vorstellen.  Die  volkswirtschaftliche  Äußerung 
von  Produktion  und  Konsumtion,  d.  h.  Angebot  und  Nachfrage, 
vergegenwärtigen  wir  uns  in  den  beiden  Unterbauten,  und  zwar 
so,  daß  die  Produktion  als  das  linke  Ende  unserer  Ebene  auf 
dem  Unterbau  der  Nachfrage,  die  Konsumtion  dagegen  auf  dem 
des  Angebotes  ruht.  Mit  Angebot  und  Nachfrage  soll  auch  der 
entsprechende  Unterbau  steigen  bzw.  fallen.  Sodann  sehen  wir 
noch  in  einer  quadratischen  Masse  die  zu  überwälzende  Steuerlast. 
Aus  diesem  Bilde  ergibt  sich,  die  Wirklichkeit  bestens  versinn- 
bildlichend, der  ganze  Überwälzungsvorgang  bei  den  Verbrauchs- 
steuern. 

Zweckdienlich  scheiden  wir  den  Überwälzungsvorgang  in 
eine  Fortwälzung  und  eine  Rückwälzung.  Die  Fortwälzung  ist 
bei  den  Verbrauchssteuern  die  von  der  Steuergewalt  beabsichtigte 
Überwälzung  von  der  Produktion,  welche  die  Steuer  auslegt, 
auf  die  Konsumtion.  Stellen  wir  uns  dies  bildlich  dar,  so  legen 
wir  unsere  quadratische  Masse  auf  die  Produktion,  d.  h.  das  linke 
Ende  unserer  Ebene,  und  es  heißt  nun  die  Masse  auf  die  Konsum- 
tion am  anderen  Ende  zu  schieben.  Dazu  gehören  natürlich 
Kräfte.    Was  sind  dies  für  Kräfte  und  wie  wirken  sie?    Zur  Be- 
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antwortung  dieser  ersten  Frage  der  Überwälzung  haben  wir  drei 
verschiedene  Stellungen  unserer  Ebene  zu  unterscheiden.  Diese 
Stellungen  müssen  aus  den  beiden  Unterbauten,  auf  denen  ja 
unsere  Ebene  allein  ruht,  dem  Angebot  und  der  Nachfrage,  folgen. 
Nehmen  wir  zunächst  ohne  weitere  Berücksichtigung  Angebot 
und  Nachfrage  als  gleich  an  und  liegt  mithin  unsere  Ebene  wage- 
recht, dann  kann  nur  eine  einzige  Kraft,  der  Antrieb,  die  quadrati- 
sche Masse  fortbewegen.  Diese  Kraft  ist  das  natürliche  Streben, 
die  Steuerlast  abzuwälzen.  Die  Größe  dieser  Kraft  bedingt  sich 
fast  ausschließlich  durch  die  wirtschaftliche  Macht  jedes  Indivi- 
duums, und  ist  deshalb  je  nach  der  wirtschaftlichen  Situation 
der  einzelnen  sehr  verschieden.  Andere  Momente,  wie  das  Gefühl 
der  ungerechten  Überlastung,  mögen  wohl  zu  etwas  energischerer 
Anstrengung  anspornen,  aber  nie  wird  dadurch  die  Kraft  an  sich 
vergrößert.  Nach  der  Darstellung  unseres  Bildes  leuchtet  es  ein, 
daß  in  der  wagerechten  Stellung  unserer  Ebene  höchstens  die 
günstiger  situierten  Produzenten  die  nötige  Kraft  zum  Antrieb 
haben  werden,  zu  einer  Überwindung  der  hemmenden  Reibung 
zwischen  der  zu  über  wälzenden  Masse  und  der  Fläche,  wohl  auch 
nur  auf  eine  Teilstrecke,  so  daß  die  Last  doch  mehr  oder  minder 
noch  auf  ihnen  ruhen  bleibt. 

Wesentlich  anders  vollzieht  sich  der  Überwälzungsvorgang 
für  den  zweiten  Fall,  daß  die  Nachfrage  größer  ist  als  das  Angebot. 
Dies  versinnbildlicht  sofort  unser  Bild.  Dadurch,  daß  der  Unter- 
bau der  Produktion  mit  der  Nachfrage  stieg,  oder  was  gleichbe- 
deutend ist,  der  Unterbau  der  Konsumtion  mit  dem  Angebot 
fiel,  ist  unsere  Ebene  plötzlich  zu  einer  schiefen  geworden.  Auf 
die  bei  der  Produktion  liegende  Überwälzungsmasse  wirkt  nun 
nicht  mehr  allein  der  oben  charakterisierte  Antrieb,  sondern  es 
kommt  ganz  unwillkürlich  aus  der  veränderten  Lage  eine  zweite 
Kraft  hinzu,  der  Abtrieb.  Dieser  aber  unterscheidet  sich  in  seinem 
Wesen  vollkommen  vom  Antrieb  dadurch,  daß  er  eine  für  alle  am 
Überwälzungsvorgang  Beteiligten  gleich  stark  wirkende  Kraft 
ist.  So  wird  es  denn  in  dieser  Stellung  der  Überwälzungsebene 
auch  dem  wirtschaftlich  Schwachen,  welcher  der  auf  ihm  lastenden 
Masse  nur  einen  schwächlichen  Antrieb  geben  kann,  wohl  gelingen, 
die  Masse  unterstützt  vom  Abtrieb  auf  den  Konsumenten  herab- 
zustoßen und  zwar  um  so  leichter,  je  schiefer  die  Ebene  ist,  oder 
mit  anderen  Worten,  je  mehr  die  Nachfrage  das  Angebot  übersteigt. 
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Die  dritte  und  letzte  mögliche  Stellung  unserer  Ebene  ist 
die,  daß  das  Angebot  größer  ist  als  die  Nachfrage,  daß  somit  unsere 
Eben^in  der  entgegengesetzten  Richtung  schief,  von  der  Kon- 
sumtion auf  die  Produktion  hinneigt.  In  dieser  Situation  ersehen 
wir  sofort  die  Unmöglichkeit  jeder  Fortwälzung.  Denn  selbst  der 
wirtschaftlich  Bestgestellteste  wird  nimmer  durch  seinen  Antrieb 
die  natürliche  Reibung  samt  dem  dieses  Mal  entgegenwirkenden 
Abtrieb  zu  überwinden  und  die  Überwälzungsmasse  bergaufwärts 
zu  schieben  vermögen. 

In  ganz  analoger  Weise  veranschaulicht  sich  die  Rückwälzung 
an  unserem  Bilde,  von  welcher  man  dann  spricht,  wenn  die 
von  dem  Steuerzahler  in  der  gewollten  Weise  auf  den  Steuer- 
destinatar  fortgewälzte  Steuer  von  diesem  wieder  auf  jenen  zurück- 
geschoben wird  oder  auch  wenn  der  Gesetzgeber  die  Steuern  sofort 
dem  Konsumenten  aufgelegt  hat,  diesem  es  aber  gehngt,  die 
Steuer  auf  den  Produzenten  zu  überwälzen.  Bei  dieser  Rück- 
\^  älzung  wirken  Antrieb  und  Abtrieb  gerade  so  wie  bei  der  Fort- 
wälzung, nur  daß  wir  uns  eben  von  Anfang  an  die  Überwälzungs- 
masse auf  der  Konsumtion  lastend  vergegenwärtigen,  so  daß  die 
Überwälzung  in  der  wagerechten  Stellung  unserer  Ebene  nur 
wenigen  wirtschaftlich  besonders  starken  Konsumenten  gelingen 
könnte,  während  sie  bei  größerem  Angebot  durch  den  nun  allge- 
mein helfenden  Abtrieb  ebenso  leicht  vollständig  möglich  wäre, 
wie  sie  bei  größerer  Nachfrage  bergan  gänzlich  ausgeschlossen  ist. 

Es  erübrigt  uns  noch  den  Handel  als  die  gewöhnliche  Zwischen- 
stufe zwischen  Produktion  und  Konsumtion  einzugliedern,  was 
auch  in  unserem  Bilde  ohne  weiteres  dargestellt  werden  kann. 
Wir  brauchen  nur  den  Sitz  des  Handels  auf  unserer  Überwälzungs- 
ebene  gleichfalls  als  Zwischenstufe  in  der  Mitte  anzunehmen. 
Dann  ergeben  sich  sofort  entsprechend  auch  für  den  Handel  unsere 
beiden  Kräftemomente,  wobei  insofern  für  den  Handel  eine  Sonder- 
stellung ersichtlich  wird,  als  für  ihn,  wenn  er,  sei  es  von  vornherein 
oder  erst  nach  einer  Überwälzung  die  Steuerlast  zu  tragen  hat, 
sowohl  eine  Fortwälzung  auf  die  Konsumtion  als  auch  eine  Rück- 
wälzung auf  die  Produktion  möglich  ist.  Er  wird  natürlich  die 
Überwälzungsmasse  dahin  schieben,  wohin  die  Ebene  neigt,  kann 
somit  erheblich  bevorzugt  in  zwei  Stellungen  den  Abtrieb  benutzen 
und  ungünstig  ist  für  ihn  gegebenenfalls  nur  die  wagerechte  Lage 
der  Ebene. 
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Aus  der  bisherigen  Darstellung  trat  wohl  hinreichend  deutlich 
hervor,  daß  für  die  Überwälzung  die  unterschiedliche  wirtschaft- 
liche Kraft  der  einzelnen  Individuen,  d.  h.  unser  obiger  Antrieb 
ziemlich  unwesentlich  sein  dürfte  gegenüber  der  allgemein  gleich 
wirkenden  sachlichen  Kraft  des  Abtriebes,  erzeugt  durch  die 
Größendifferenz  zwischen  Angebot  und  Nachfrage.  Daraus  folgt, 
daß  für  den  Gesetzgeber  der  beabsichtigte  Uberwälzungsvorgang 
bei  Verbrauchssteuern  so  gut  wie  garantiert  ist,  wenn  es  in  seiner 
Macht  liegt,  Angebot  und  Nachfrage  bei  der  Einführung  oder 
Erhöhung  der  Steuer  in  das  entsprechende  Verhältnis  zu  bringen 
und  dafür  zu  sorgen,  daß  dieses  Verhältnis,  abgesehen  von  vorüber- 
gehenden ungünstigen  Konjunkturen,  die  selbstredend  hin  und 
wieder  unvermeidlich  eintreten  können,  kein  umgekehrtes  wird. 
Dieses  Ergebnis  ist  für  den  Weinsteuervorschlag  dieser  Arbeit 
von  höchster  Wichtigkeit. 

Bevor  jedoch  hierfür  die  Begründung  erbracht  werden  soll, 
sei  zunächst  in  Kürze  eine  zweite  bedeutungsvolle  Folgerung 
»erwähnt,  welche  sich  uns  auch  aus  obigem  Bilde  aufdrängt,  näm- 
lich die,  daß  eine  richtige  Überwälzung  von  der  Finanzverwaltung 
durch  möglichste  Annäherung  der  Steuererhebung  an  den  Kon- 
sumtionsakt, ja,  wenn  durchführbar,  vielleicht  sogar  durch  die 
direkte  Auferlegung  auf  die  Konsumtion  sehr  erleichtert  werden 
kann.  Ist  doch  dann  der  Steuerplan  nur  in  dem  einen  Fall,  daß 
das  Angebot  die  Nachfrage  unmittelbar  übersteigt,  wirklich  in 
empfindlicher  Allgemeinheit  zu  durchkreuzen.  Diese  Erkenntnis 
gibt  uns  einen  höchst  beachtenswerten  Fingerzeig  für  die  Ver- 
anlagung der  Weinsteuer. 

Weiterhin  ist  es  jetzt  wohl  unumgänglich,  auf  die  haupt- 
sächlichsten Möglichkeiten  des  tatsächlichen  Überwälzungs- 
vorganges  etwas  näher  einzugehen,  um  sie  darnach  auf  die  Wein- 
steuer beurteilend  anzuwenden.  Bis  jetzt  wurden  ja  nur  theore- 
tisch die  bei  der  Überwälzung  tätigen  Kräfte  gewürdigt.  Deren 
sehr  verwickelte  Bedingungen  und  ihr  Einsetzen  in  der  Wirklich- 
keit kann  hier  natürlich  nur  in  den  Hauptpunkten  charakterisiert 
werden  und  muß  deshalb  auch  die  als  unwesentlich  erkannte 
individuelle  Kraft  unberücksichtigt  bleiben. 

Wie  pflegt  die  Überwälzung  im  Wirtschaftsleben  vor  sich 
zu  gehen?  Eigentlich  gibt  es  nur  zwei  Fälle:  offensichtlich  und 
verschleiert.   Die  offensichtliche  Überwälzung  ist  nichts  anderes 
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als  eine  Preissteigerung  der  mit  der  Abgabe  belasteten  Ware  um 
den  Steuerbetrag,  bzw.  bei  der  Rückwälzung  ein  entsprechender 
Preisabschlag.  Sie  spielt  sich  durchaus  nach  den  Regeln  des 
wirtschafthchen  Preiskampfes  ab  und  reguhert  sich  mithin  allein 
durch  Angebot  und  Nachfrage.  Um  mit  dieser  letzten  Behauptung 
nicht  vielleicht  ein  Mißverständnis  herbeizuführen,  sei  ausdrück- 
lich bemerkt,  daß  ihr  eine  Auffassung  zugrunde  liegt,  welche 
Angebot  und  Nachfrage  nicht,  wie  es  häufig  geschieht,  Vorrat 
und  Bedarf  gleich  setzt.  Vorrat  und  Bedarf  sind  lediglich  für 
Angebot  und  Nachfrage  nur  die  sachlich  grundlegenden  Haupt- 
momente, die  durch  die  mannigfaltigsten  Umstände,  wie  z.  B. 
die  Ersetzbarkeit  durch  Surrogate,  die  Dringlichkeit  des  Bedürf- 
nisses, bei  der  Preisbildung  wesentlich  modifiziert  werden  können. 
Erst  das  Schlußresultat  aller  dieser  Einflüsse  ergibt  Angebot  und 
Nachfrage,  deren  Verschiebungen  dann  aber  auch  allein  den  Preis 
bestimmen. 

In  zweifacher  Weise  wird  sich  gewöhnlich  die  Fortwälzung 
durch  Preissteigerung  vollziehen  können.  Erstlich  geschieht  es 
sofort,  nämlich  dann,  wenn  die  Nachfrage  zunimmt.  Dieses 
Zunehmen  allerdings  braucht  sich  nicht  in  einem  Wachsen  des 
Bedarfes,  das  bei  einer  Preissteigerung  nur  in  den  seltenen 
Fällen  einer  gleichzeitigen  Qualitätsverbesserung  der  Ware  er- 
klärlich werden  könnte,  zu  äußern,  sondern  bloß  in  dem  Stand- 
halten der  früheren  Nachfrage  nach  dem  jetzt  verteuerten  Gegen- 
stand. Dies  läßt  sich  sehr  wohl  denken  bei  einer  besonders  großen 
Kaufkraft  der  Konsumenten  und  der  Beliebtheit  des  Artikels,  wo- 
zu auch  noch  die  Unersetzlichkeit  durch  Surrogate  kommen  kann. 

Zweitens  läßt  sich  die  Fortwälzung  in  der  Preissteigerung 
durch  ein  Sinken  des  Angebots,  gegebenenfalls  bei  gleichzeitigem 
Zurückgehen  des  Bedarfes  durch  ein  stärkeres  als  bei  diesem  be- 
wirken. Das  ist  natürlich  der  viel  häufigere  Fall.  Aber  hier  kann 
meist  nur  allmählich  abgewälzt  Averden,  da  sich  die  Produktion 
erst  der  verminderten  Nachfrage  durch  Einschränkung  der  Be- 
triebe anpassen  muß,  was  mit  mehr  oder  minder  großen  Schwierig- 
keiten verbunden  ist.  Gleich  hier  sei  jedoch  darauf  hingewiesen, 
daß  eine  Verminderung  des  Angebots  mit  der  Wirkung  der  Steuer- 
fortwälzung  wohl  auch  sehr  rasch  durch  ein  gesetzliches  Be- 
schränken oder  Verbieten  von  üblichen  Surrogaten  unter  gewissen 
Umständen  zu  erzielen  ist. 

Fitz,  Weinsteuer.  2 
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Bei  der  Rückwälzung  werden  genau  dieselben  Hauptursachen 
wirksam,  nur  mit  der  direkten  Kehrseite. 

Die  verschleierte  Steuerüberwälzung  ist,  wie  oben  angeführt, 
die  zweite  Möglichkeit.  Sie  geschieht  hauptsächlich  durch  Quali- 
täts-  und  Quantitätsverschlechterung,  jedenfalls  aber  so,  daß  die 
Konsumenten  nichts  davon  zu  merken  pflegen  und  der  Steuer- 
zahler scheinbar  auch  die  Steuer  trägt. 

Dazu  kommt  ein  der  Steuerüberwälzung  nahestehender 
Vorgang,  den  die  Finanz  Wissenschaft  mitunter  Abwälzung  nennt. 
Hierbei  schiebt  der  Steuerzahler  weder  offensichtlich  noch  ver- 
schleiert die  Steuerlast  ab,  hält  sich  aber  ohne  Schmälerung  des 
bisherigen  Einkommens  dadurch  schadlos,  daß  ihn  die  Steuer 
anspornt,  die  Produktion  mit  privatwirtschafthchem  wie  volks- 
wirtschaftlichem Vorteil  zu  verbilligen  und  zu  verbessern. 

Nicht  unerwähnt  darf  der  allerdings  höchstens  bei  einer 
niedrigen  Verbrauchssteuer  eintretende  Fall  bleiben,  daß  die 
Steuer  ohne  jede  Über-  oder  Abwälzung  auf  der  Produktion  oder 
dem  Handel  dauernd  liegen  bleibt.  Dies  ist  selbstverständlich 
nur  dann  denkbar,  wenn  der  frühere  Gewinn  so  groß  war,  daß  er 
die  Reduktion  durch  die  Steuer  ertragen  kann,  ohne  Kapital  und 
Arbeit  unrentabel  zu  machen. 

Alle  diese  gebrachten  Hauptmomente  der  Wirkung  einer  Ver- 
brauchsbesteuerung können  gegebenenfalls  auch  gleichzeitig  bruch- 
stückweise zusammenwirken,  während  jedoch  meistens  das  eine 
oder  andere  ausschließlich  vorherrscht. 

Wenden  wir  nun  die  vorstehenden  Ergebnisse  unserer  Be- 
trachtung speziell  auf  die  Weinsteuer  an !  Die  letzten  beiden  Mög- 
lichkeiten eines  Steuertragens  ohne  eigentliche  Überwälzung 
schalten  für  die  Weinsteuer  bei  der  Unabsehbarkeit  einer  Pro- 
duktionsverbesserung und  -verbilligung  und  der  jetzigen  gedrück- 
ten Lage  von  Weinbau  und  reellem  Handel  völlig  aus.  Die  Wein- 
steuer muß,  wenn  sie  gerecht  und  günstig  wirken  soll,  unbedingt 
endgültig  vom  Konsumenten  bestritten  werden,  d.  h.  sie  muß, 
soweit  sie  nicht  vielleicht  teilweise  direkt  beim  Konsumenten 
erhoben  werden  kann,  auf  diesen  fortgewälzt  und  darf  nicht 
wieder  zurückgewälzt  werden.  Die  verschleierte  Überwälzung 
aber  muß  gerade  beim  Wein,  wo  sie  als  Qualitätsverschlechterung 
nur  zu  nahe  liegt,  unter  allen  Umständen  zum  Schutz  der  reellen 
Ware  unterbunden  werden.    Mithin  bleibt  allein  die  offensicht- 
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liehe  Überwälzung,  und  hier  ist  es  eben,  wo  die  Steuerpolitik  nach 
Kräften  einzusetzen  hat. 

Bei  näherem  Zusehen  erhellt  sich  alsbald,  daß  bei  der  Wein- 
steuer ganz  eigentümliche  Verhältnisse  vorliegen,  daß  es  um 
den  Wein  bei  der  gewollten  Steuerüberwälzung  einerseits  schlechter, 
andererseits  aber  auch  erheblich  besser  als  um  andere  abgabe- 
pflichtige Waren  bestellt  ist.  ErscliAvert  wird  die  Überwälzung 
einmal  durch  die  Entbehrlichkeit  des  Weinkonsums  und  seine 
Ersetzbarkeit  durch  allerhand  Surrogate,  was  ein  weites  Zurück- 
gehen der  Nachfrage  ermöglicht,  und  femer  vor  allem  durch  die 
außerordentliche  Schwierigkeit  der  eventuell  nötigen  Produktions- 
einschränkung. Durch  das  weitgehende  Übergewicht  der  Grund- 
stücke und  des  stehenden  Kapitals  mangelt  beim  Weinbau  dem 
Vermögen  gar  sehr  die  Beweglichkeit,  die  Produktionskräfte  aus 
dem  unlohnend  gewordenen  Betrieb  ohne  beträchtliche  Verluste 
herauszuziehen,  Verluste,  die  auch  volkswirtschaftlich  um  so 
schmerzlicher  sind,  weil  der  Boden  in  den  Weinbaugebieten  ohne 
die  Rebe  meist  längst  nicht  so  ergiebig  ausgenützt  werden  kann. 

Außerdem  muß  auch  als  besonders  zur  Vorsicht  hinsichtlich 
der  Überwälzung  mahnend  auf  die  wirtschaftliche  Schwäche  der 
Mehrzahl  des  Winzerstandes  Bedacht  genommen  werden.  Diese 
Schwäche  erklärt  sich  namentlich  aus  der  allgemeinen  drückenden 
Notlage  des  Weinbaus  und  aus  eigentümlichen  Verhältnissen  in 
der  Weinbranche,  wie  hauptsächlich  der  Verzettelung  der  Reb- 
fläche in  kleinen  und  kleinsten  Parzellenbesitz,  der  weitgehenden 
Verschuldung  vieler  Winzer,  wodurch  sie  bei  Notwendigkeit  des 
sofortigen  Verkaufs  der  Herbsterträge,  um  Geld  zu  bekommen, 
sehr  oft  auf  jedes  Gebot  einzugehen  gezwungen  sind  und  schließlich 
dem  Umstände,  daß  der  Wein  keinen  Weltmarktpreis,  sondern 
nur  einen  individuellen  Preis  hat.  Wenn  demnach  der  Winzer 
auch  in  der  Regel  den  wirtschaftlich  schlechter  situierten  Teil 
ausmacht ,  so  ist  es  doch  gänzlich  verfehlt,  hieraus  allein  schon  zu 
folgern,  daß  er  auch  der  unterliegende  Teil  im  Überwälzungs- 
kampf  sein  wird.  Denn  die  angedeutete  Schwäche  bezieht  sich 
als  wesentlich  nur  auf  die  individuelle  Überwälzungskraft,  womit 
noch  nichts  über  das  viel  bedeutungsvollere  sachliche  Kräfte - 
moment  des  Verhältnisses  zwischen  Angebot  und  Nachfrage 
ausgesagt  ist,  ein  Kräftemoment,  das  zwar  gegenwärtig  durch 
die  unlautere  Konkurrenz  der  künstlichen  oder  übermäßig  ge- 
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zuckerten  Weine  auch  zuungunsten  des  Winzers  hegt,  das  aber,  wie 
wir  sehen  werden,  sehr  leicht  durch  die  Weinsteuer  ins  Gegenteil 
umgewandelt  werden  kann.  Deshalb  bedeutet  die  wirtschaftlich 
schwache  Position  des  Winzerstandes  nichts  w^eiter  als  eine  Er- 
schwerung des  Uberwälzungsvorganges,  die  nur  mit  um  so  größerem 
Nachdruck  darauf  hinweist,  auf  die  ausgleichende  Stärke  der 
sachlichen  Überwälzungskraft  besonderes  Augenmerk  zu  legen 
oder,  um  auf  obiges  Bild  zurückzukommen,  den  Abtrieb  bei  der 
SchAväche  des  Antriebes  um  so  größer  zu  gestalten. 

Demgegenüber  tritt  aber  eine  ansehnliche  Erleichterung  der 
beabsichtigten  Überwälzung  der  Weinsteuer  in  dreierlei  Hinsicht 
ein.  Zunächst  hat  man  es  in  der  Hauptsache  mit  einer  kauf- 
kräftigen Konsumtion  zu  tun,  die  mit  ihrer  Nachfrage  wohl  der 
Preiserhöhung  zu  folgen  imstande  ist.  Sodann  fällt  namentlich 
die  Widerstandsfähigkeit  der  Weinbranche  bei  einer  vorüber- 
gehenden Überproduktion  durch  eine  quantitativ  übermäßige 
Ernte  ins  Gewicht.  Während  bei  allen  anderen  Verbrauchssteuern 
zur  Zeit  der  Überproduktion  Produzenten  und  Händler  sehr 
intensiv  in  Mitleidenschaft  gezogen  werden,  ist  solches  bei  der 
Weinsteuer  nicht  so  rasch  zu  befürchten.  Dies  erklärt  sich 
daraus,  daß  der  Wein  durch  das  Einlegen  in  Kellern  leicht 
zurückgehalten  werden  kann,  und  zwar  gewöhnlich  bei  der  erheb- 
lichen Wertsteigerung  durch  die  Lagerung  ohne  jeden  Zins  Verlust, 
was  bei  keiner  anderen  abgabepflichtigen  Ware  der  Fall  ist,  was 
aber  auch  gerade  beim  Wein  um  so  wichtiger  ist,  da  die  jährlichen 
Ernteergebnisse  so  außerordentlich  schwanken. 

Doch  diese  beiden  Arten  der  Überwälzungserleichterung 
bei  der  Weinsteuer  verschwinden  gegenüber  dem  dritten  Um- 
stände, daß  der  Gesetzgeber  ein  treffliches  Mittel  an  der  Hand 
hat,  Angebot  und  Nachfrage  in  das  nötige  Verhältnis  zu  setzen, 
so  daß  für  die  Weinsteuer  der  gewollte  Überwälzungsvorgang  zu 
einem  vollkommen  sicheren  werden  kann.  Und  dieses  nahe- 
liegende Mittel  ist  nichts  anderes  als  das  kräftige  Erfassen  der 
unlauteren  Weinfabrikation  und  Wein  Vermehrung,  die  sich  nun 
wahrlich  schon  lange  genug  unter  dem  unschuldigen  Namen  der 
Wein  Verbesserung  auf  Kosten  der  Reellität  bereichert  hat.  Dieses 
unnachsichtliche  Vorgehen  gegen  die  Weinfabrikation  und  Wein- 
vermehrung, das  eine  gerechtfertigte  Weinverbesserung  keines- 
wegs erdrosseln  soll  und  darf,  bildet  nach  der  wirtschaftlichen 
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wie  nach  der  steuerteclinischen  Seite  eine  unbedingt  notwendige 
Ergänzung  der  Besteuerung  des  Naturweins;  ohne  dieser  For- 
derung zu  genügen,  müßte  die  Weinsteuer  zu  einem  Ausfluß 
gröbster  Ungerechtigkeit  und  ruinierende  Vergewaltigung  der 
Reellität  in  Produktion  und  Handel  werden  und  wäre  deshalb 
bedingungslos  zu  verwerfen.  Denn  nur  einzig  und  allein  dadurch, 
daß  das  Angebot  von  Wein  durch  Unterdrückung  des  unlauteren 
Wettbewerbs  in  sehr  beträchtlichem  Umfange  vermindert  wird, 
kann  die  gewollte  Überwälzung,  auf  die  so  gut  wie  alles  ankommt, 
gesichert  werden  und  wird,  selbst  wenn  gleichzeitig  die  Nachfrage 
durch  die  Preiserhöhung  etwas  zurückgehen  sollte,  wohl  zweifellos 
im  beabsichtigten  Sinne  ohne  weiteres  funktionieren.  Die  erfolg- 
versprechende Inangriffnahme  dieser  gegen  die  unreelle  Kon- 
kurrenz der  Weinfabrikation  und  Weinvermehrung  einschreitenden 
Eigenart  einer  befriedigenden  Weinsteuer  soll  erst  weiter  unten 
des  näheren  besprochen  werden. 

Hier  seien  nur  noch  einige  Worte  über  die  naheliegende  Be- 
fürchtung eines  empfindlichen  Konsumrückgangs  durch  die  Wein- 
steuer beigefügt.  Wenn  auch  schon  überhaupt  die  Befürchtung 
des  gewöhnlichen  anfänglichen  Rückschlags  auf  den  Konsum 
bei  neuen  Verbrauchssteuern  kaum  als  ein  hinreichender  Grund 
für  ein  ablehnendes  Bedenken  gegen  die  Einführung  eines  Steuer- 
gesetzes anerkannt  werden  darf,  so  ist  gerade  für  die  Weinsteuer, 
der  es  leicht  gelingen  kann,  endlich  einmal  die  oft  geradezu  em- 
pörende unreelle  Ware  der  Weinfabrikation  und  der  übermäßigen 
Weinvermehrung  so  gut  wie  auszurotten,  zu  sagen,  daß  durch  sie 
der  Weinkonsum  voraussichtlich  nur  ganz  vorübergehend  ab- 
nehmen, ja  vielleicht,  unseres  Erachtens  sogar  wahrscheinlich, 
sich  gerade  durch  sie  mit  der  Zeit  vermehren  dürfte.  Ganz  ab- 
gesehen von  der  Erfahrung,  daß  z.B.  durch  die  Einführung  höherer 
Zollsätze  der  Weinkonsum  nicht  beeinträchtigt  wurde,  zeigte  sich 
eine  derartige  Wirkung  von  Verbrauchssteuern  schon  öfters 
entgegen  allen  Befürchtungen,  z.  B.  bei  der  Schaumweinsteuer 
und  der  Biersteuer,  besonders  in  Bayern.  Vielleicht  wendet  man 
ein,  daß  diese  Betriebe  im  Aufblühen  gewesen  seien;  während  der 
Wein  schon  gegenwärtig  im  Konsum  zurückgehe.  Aber  dies  ist 
sicherlich  beim  Wein,  wenn  es  überhaupt  zuzugeben  ist,  haupt- 
sächlich nur  darauf  zurückzuführen,  daß  man  seit  Jahren  fast 
immer  seltener  außerhalb  der  Weinbaugebiete  einen  wirklich  guten 
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und  reinen  Tropfen  vorgesetzt  erhält,  daß  der  heutige  Wein 
großenteils  durch  das  übermäßige  Zuckern  und  den  dadurch 
beträchtlich  vermehrten  Gehalt  an  Alkohol  und  ebenso  vermin- 
derten Gehalt  an  den  gesundheitsfördernden  mineralischen  Natur- 
bestandteilen oder  gar  erst  durch  das  Weinfälschen  so  wenig 
bekömmlich  ist.  Wenn  man  jedoch  durch  die  Steuer  eine  Garantie 
für  guten  reinen  Wein  hat,  dann  dürfte  trotz  der  Preissteigerung, 
der  über  den  Steuerbetrag  hinaus  durch  die  starke  Konkurrenz 
des  Auslandes  ein  baldiges  Ziel  gesetzt  ist,  über  kurz  oder  lang 
eine  Zunahme  des  Weinkonsums,  besonders  im  Norden  und  Osten 
Deutschlands,  nichts  weniger  als  ausgeschlossen  sein.  Das  bay- 
rische Bier  eroberte  sich  erst  recht  die  Welt,  als  1868  die  Malz- 
steuer mit  dem  gleichzeitigen  Verbot  aller  Malz-  und  Hopfen- 
surrogate eingeführt  wurde,  ein  heilsames  Verbot,  das  eben  durch 
die  Steuerkontrolle,  und  zwar  nur  durch  sie  ein  wirksames  ward: 
war  dadurch  doch  das  bayrische  Bier  am  besten  und  bekömmlich- 
sten geworden. 

Aus  alledem  leuchtet  —  es  sei  dies  nochmals  ausdrücklich  her- 
vorgehoben —  schon  deutlich  ein  und  nachfolgende  Ausführungen 
werden  dies  noch  dringender  erweisen,  daß  für  eine  gerechte 
Weinsteuer  das  unnachsichtliche  Schröpfen  der  Weinfabrikation 
und  der  Weinvermehrung  das  wichtigste  Erfordernis  ist,  ohne 
dessen  Erfüllung  die  Weinsteuer  völlig  unannehmbar  wäre,  mit 
dessen  Erfüllung  sie  aber  geradezu  eine  Wohltat  für  den  not- 
leidenden Weinbau  und  reellen  Handel  werden  wird,  die  dann  ja 
nicht  nur  von  jeder  Sorge  eines  eventuellen  Tragens  der  Steuerlast 
befreit  sind,  sondern  sogar  ein  neues  Aufblühen  ihrer  Betriebe, 
auf  das  schon  so  lange  vergeblich  gehofft  wurde,  bestimmt  erwarten 
dürfen,  ein  Umstand,  der  für  sie  die  unvermeidliche  Belästigung 
durch  die  Steuerkontrolle  zum  mindesten  erträglich  erscheinen 
lassen  wird. 

IV.  Die  Erhebungsformen  der  Weinsteuer. 

Gehen  wir  nun  zu  einer  kritischen  Besprechung  der  haupt- 
sächlichen Erhebungsformen  der  Weinsteuer  über. 

Zunächst  ist  der  eigentlichen  inneren  Weinsteuer  der  Wein- 
zoll  gegenüberzustellen.  Er  macht  für  die  Weinbesteuerung  die 
weitaus  einfachste  Form  aus,  die  in  allen  nicht  weinproduzierenden 
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Ländern  ihrer  Aufgabe  leicht  und  gut  zu  genügen  vermag.  Für 
alle  anderen  Länder  bietet  der  Weinzoll  entweder  die  natürliche 
Ergänzung  der  inneren  Verbrauchsabgabe,  der  er  dann  möglichst 
genau  entsprechen  soll,  oder  er  ist,  sei  es  gleichzeitig  neben  seiner 
ergänzenden  Funktion,  sei  es  allein,  Schutzzoll  oder  darüber 
hinaus  sogar  Finanzzoll. 

So  einsichtlich  aber  die  Lösung  einer  zweckdienlichen  Wein- 
besteuerung im  Wege  des  Zolls  ist,  wenn  nur  aus  dem  Auslande 
eingeführter  Wein  zum  Verbrauch  kommen  kann,  so  außerordent- 
lich schwierig  gestaltet  sie  sich  in  Ländern  mit  eigener  Wein- 
erzeugung. Man  unterscheidet  hinsichtlich  der  Veranlagung  und 
Erhebung  drei  Hauptarten  der  inneren  Verbrauchsauflage  von 
Wein:  die  Produktionssteuer,  die  Verkehrssteuer  und  die  Schank- 
steuer. 

Die  Produkt ionssteuer  wird  entweder  als  Flächensteuer 
nach  der  Größe  der  mit  tragbaren  Reben  bebauten  Fläche  in  An- 
lehnung an  die  Grundsteuer  oder  als  Keltersteuer  nach  dem  wirk- 
lichen Mosterzeugnis  (früher  in  Preußen)  erhoben.  Beide  Formen 
erscheinen  als  sehr  roh  und  in  keiner  Weise  höheren  Anforderungen 
genügend.  Den  einzigen  anerkennenswerten  Vorzug  weist  die 
Flächensteuer  insofern  auf,  als  sie  bei  der  Offenkundigkeit  des 
mit  Wein  bebauten  Landes  und  der  Kenntlichkeit  der  Steuer- 
pfUchtigen  sehr  einfach  und  ohne  jede  Beschränkung  des  Wein- 
verkehrs leicht  kontrollierbar  ist,  weshalb  sie  steuertechnisch 
entschieden  viel  Verlockendes  bietet.  Bei  der  Keltersteuer  fällt 
auch  diese  Lichtseite  noch  weg.  Denn  bei  ihr  bedarf  es  schon 
einer  lästigen  und  umständlichen  Kontrolle.  Diese  äußert  sich 
entweder  durch  steueramtlichen  Verschluß  der  Keltervorrich- 
tungen, so  daß  nur  in  Gegenwart  eines  Steuerbeamten  gekeltert 
werden  darf,  oder  in  der  Anmeldepflicht  des  geernteten  Mostes 
von  Seiten  der  Weinproduzenten,  der  sodann  steueramtliche  Er- 
mittelung der  Vorräte  folgt.  Eine  Nebenkontrolle  bietet  gewöhn- 
lich die  Schätzung  des  Ertrages  durch  ortskundige  Sachverständige. 
Trotz  dieser  komplizierten  Steueraufsicht  hat  man  hier  ebenso 
wie  bei  der  Flächensteuer  nicht  einmal  die  Möglichkeit,  die 
Qualität  des  Weines  auch  nur  annähernd  genügend  zu  berück- 
sichtigen. Ganz  abgesehen  davon,  daß  der  nach  den  Jahrgängen 
oft  recht  verschiedene  Kellerbau,  der  für  den  späteren  Wert  des 
Weines  von  größter  Bedeutung  ist,  bei  der  Produktionssteuer 
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gänzlich  außer  acht  gelassen  werden  muß,  bleibt  doch  die  schab- 
lonenhafte Abstufung  der  Steuersätze  nach  der  Lage  und  Güte 
der  Weinberge  ein  höchst  unvollkommener  Versuch  einer  primitiv- 
sten Qualitätsbesteuerung.  Nicht  nur,  daß  in  derselben  Gegend, 
oft  sogar  Weinberg  an  Weinberg  ganz  anders  einzuschätzende 
Weinsorten  erzeugt  werden,  nein,  auch  die  einzelnen  Jahre  zeigen 
die  erheblichsten  Qualitätsschwankungen,  ja  kehren  häufig  gerade- 
zu das  Verhältnis  um,  so  daß  z.B.  ein  minderwertiger  Sandboden 
mitunter  in  nassen  Jahren  einen  besseren  Ertrag  abwerfen  kann 
als  ein  hochgeschätzter  Lettenboden.  Während  nun  aber  die 
Keltersteuer  nach  entsprechendem  Abzug  für  Hefe,  Trübwein 
und  andere  Abgänge  wenigstens  die  Quantität  des  Naturweins 
gerecht  zu  erfassen  vermag,  ist  die  Flächensteuer  auch  dazu 
völlig  außerstande.  Denn  kein  anderes  landwirtschaftliches 
Produkt  ist  nur  annähernd  derartig  von  den  Witterungsver- 
hältnissen abhängig,  so  daß  nicht  nur  der  qualitative,  sondern 
auch  der  quantitative  Ernteausfall  teils  nach  der  Gegend,  teils 
nach  dem  Jahr  außerordentlich  schwankt.  Die  Folge  davon  ist 
die  stets  ungerechteste  Ungleichheit  in  der  Belastung  der  Wein- 
bauern. Um  diese  nicht  völlig  unerträglich  zu  machen,  darf  sich 
die  Flächensteuer  immer  nur  sehr  niedrig  halten,  während  die 
Keltersteuer  an  sich  schon  einen  höheren  Satz  zuläßt. 

Gemeinsam  aber  haben  beide  wieder  das  Üble  der  Erhebung 
bei  der  Produktion,  wodurch  schon  allein  die  beabsichtigte  Über- 
wälzung äußerst  erschwert  wird  und  damit  gerade  der  Winzer 
am  meisten  in  Gefahr  läuft,  die  Steuer  nicht  nur  zahlen,  sondern 
auch  tragen  zu  müssen,  er,  der  am  wenigsten  dazu  imstande  ist. 
Dazu  kommt  noch  obendrein  der  lange  Steuer  Vorschuß,  der  dem 
überwiegend  nichts  weniger  als  zahlungskräftigen  Weinproduzen- 
ten zugemutet  wird,  der  ihm  oft  den  gewinnbringenderen  Absatz 
nach  längerem  Lagern  unmöglich  macht  und  stets  nicht  nur  bei 
schlechter,  sondern  fast  noch  mehr  bei  besonders  reicher  Herbst- 
ernte um  so  härter  trifft.  Die  St  euer  Verwaltung  sieht  sich  deshalb 
meist  gezwungen,  einerseits  in  schlechten  Ernte  jähren  erhebliche 
Nachlässe  zu  gewähren,  andererseits  bei  absatzverzögernder  Über- 
füllung des  Marktes  weitgehende  Zahlungsfristen  einzuräumen. 
Daraus  resultiert  dann  wieder,  neben  der  sonstigen  unvorher- 
zusehenden  Unregelmäßigkeit  des  Weinertrages,  besonders  bei 
der  Keltersteuer  ein  größtes  Schwanken  des  Steuerergebnisses, 
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was  für  jedes  geordnete  Budget  sehr  mißlich  sein  muß.  Eine 
nicht  unbedenkHche  Schwierigkeit  besteht  bei  der  Produktions- 
steuer auch  in  einer  angemessenen  Rückvergütung  der  Steuer  bei 
der  Ausfuhr,  sowie  bei  Verwendung  zur  Essig-  und  Brannt- 
weinbereitung. 

Aber  alle  diese  Mißverhältnisse  der  Produktionssteuer  ver- 
schwinden für  den  Standpunkt  dieser  Arbeit  hinter  dem  Umstand, 
daß  sie  nur  den  inländischen  Natur  wein  trifft,  daß  sie  vor  allem 
den  Kunstwein  und  die  Weinvermehrung  völlig  frei  läßt,  ja  ge- 
radezu eine  Prämie  auf  sie  setzt.  Darin  liegt  natürlich  nach  obigen 
und  späteren  Ausführungen  für  diese  Art  der  Steuererhebung 
die  schärfste  Verurteilung.  Welcher  Wahnwitz  demgegenüber, 
wie  es  schon  geschehen  ist,  der  Produktionssteuer  nachrühmen 
zu  wollen,  daß  sie  am  besten  und  verhältnismäßig  am  gerechtesten 
sei,  weil  sie  durch  die  Heranzieliung  auch  des  Hausverbrauchs 
der  Produzenten,  dessen  Steuerbefreiung  wir  übrigens  oben  gerade 
als  gerechtfertigt  und  zweckdienlich  hervorhoben,  allein  den 
gesamten  Weinkonsum  steuerbar  zu  machen  gestatte! 

Aus  alledem  erkennt  man  zwingend,  daß  die  Produktions- 
steuer, in  welcher  Modifikation  sie  auch  auftrete,  für  eine  gerechte 
Besteuerung  des  Weins  vollkommen  ausgeschlossen  ist.  Unbe- 
greiflich ist  es  deshalb,  wie  diese  Erhebungsform  selbst  in  jüngster 
Zeit  noch  durchaus  nicht  allgemein  für  so  veraltet  und  gänzlich 
unzulänglich  zu  gelten  scheint.  Denn  nach  Mitteilungen  des 
Grafen  v.  Posadow^sky,  des  früheren  Staatssekretärs,  an  den 
Präsidenten  des  deutschen  Weinbauvereins  Buhl-Deidesheim 
wurde  im  Jahre  1906  ernstlich  eine  Grundsteuererhöhung  der 
Weinbergfläche  zugunsten  des  Reiches  erwogen. 

Als  zweite  Hauptform  der  Besteuerung  des  Weins  wurde  die 
Verkehrssteuer  genannt.  Die  finanzwissenschaftliche  Lite- 
ratur unterscheidet  bei  ihr  regelmäßig  die  Versand-  und  die  Ein- 
lagesteuer. Diese  Einteilung  für  sich  allein  dürfte  jedoch  trotz 
ihrer  theoretischen  und  selbst  praktischen  Berechtigung  nicht 
immer  ganz  zweckdienlich  sein.  Denn  ganz  abgesehen  davon, 
daß  diese  Trennung  in  Wirklichkeit  niemals  rein  vorliegt,  sondern 
beide  Arten  stets  mehr  oder  minder  verquickt  sind,  indem  jede 
die  naturgemäßeste  Gegenprobe  der  anderen  für  die  Kontrolle 
abgibt,  hält  man  sich  doch  dabei  an  zwei  mehr  nebensächliche 
und  für  die  Steuerpolitik  ziemlich  bedeutungslose  Momente, 
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die  zudem  zeitlich  nur  kurz  auseinanderliegen.  Man  spricht  eben 
von  Versandsteuer,  wenn,  wie  in  Elsaß-Lothringen  und  Frank- 
reich, die  Erhebung  bei  der  Entnahme  des  Weins  von  seinem 
Erzeugungs-  oder  Aufbewahrungsort,  jedenfalls  vor  Beginn  des 
Transportes,  und  zwar  auf  Anzeige  des  Versenders  erfolgt,  und 
demgegenüber  von  Einlagesteuer,  wenn,  wie  in  Baden,  die  Ver- 
anlagung an  das  Verbringen  des  Weins  in  den  Keller  oder  einen 
geschlossenen  Raum  zur  Lagerung  mit  erster  Anmeldepflicht 
des  Empfängers  geknüpft  ist.  Alles  andere  ist  für  die  beiden  Be- 
steuerungsformen grundsätzlich  gleich,  höchstens  vielleicht  mit 
der  zweifelhaften  Ausnahme,  daß  zwar  bei  der  Einlagesteuer  die 
subjektive  Steuerpflicht  stets  auf  dem  Einleger  liegt,  bei  der 
Versandsteuer  dagegen  teils  der  Versender,  teils  der  Empfänger 
die  Steuer  zu  entrichten  hat,  was  sich  auf  Zweckmäßigkeitsgründe 
der  Kontrolle  wegen  gründet.  Gerade  diese  hier  so  vernachlässigte 
Frage,  wann  der  Gesetzgeber  die  Steuer  auferlegt,  dünkt  uns  aber 
äußerst  wichtig  und  kennzeichnend. 

Wir  möchten  deshalb  neben  der  Scheidung  in  Versand-  und 
Einlagesteuer  eine  Dreiteilung  nach  der  Steuerpflicht  vorschlagen, 
die  dem  Kern  der  Sache  wohl  in  mancher  Hinsicht  näher  kommt 
und  vor  allem  für  die  Beurteilung  der  Verkehrssteuer  wünschens- 
wert ist.  Der  erste  Modus  sei  die  Produktions  verkehrssteuer, 
bei  der,  wie  schon  der  Name  andeutet,  der  Wein  beim  Erzeuger,  also 
stets  beim  Verkauf  aus  erster  Hand  zur  Besteuerung  gelangt.  Die 
Handelsverkehrssteuer,  wo  stets  der  Handel,  sei  es  nun 
beim  ersten  oder  jedem  späteren  käuflichen  Verkehrsakt  die  Steuer 
auslegt,  kann  man  nötigenfalls  wieder  in  zwei  Unterabteilungen 
trennen,  in  die  Großhandels-  bzw.  Kleinhandelsverkehrssteuer,  je 
nachdem  ein  Großhändler  oder  ein  Kleinhändler  steuerpflichtig  ist. 
Bei  der  Konsumtions verkehrssteuer  endlich,  die  nur  beim 
letzten  Verkehrsakt  Platz  greift,  wird  der  Konsument  als  Steuer- 
destinatar  unmittelbar  zur  Steuer  herangezogen.  Diese  Einteilung 
ergibt  sich  ganz  folgerichtig  aus  einem  wesentlichen  Merkmal 
der  Verkehrssteuer  gegenüber  der  Produktionssteuer,  nämlich 
dem  Näherrücken  der  Erhebung  an  den  wirklichen  Weinverbrauch, 
was  steuerpolitisch  sehr  ins  Gewicht  fällt. 

Charakteristisch  für  jede  Art  der  Verkehrssteuer  ist  die  Not- 
wendigkeit einer  Aveit verzweigten  eigentümlichen  Kontrolle.  Diese 
muß  sich  auf  strenge  Beaufsichtigung  des  gesamten  inländischen 
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Weinverkehrs  erstrecken.  Das  erste  Erfordernis  dazu  ist  die 
Anmeldung  des  zu  versendenden  Weins  nach  Quantität  und 
Quahtät  mit  gleichzeitiger  genauer  Angabe  der  Zahl  und  Zeichen 
der  Gebinde  und  Flaschen,  wie  des  Ortes  der  Verladung  und  Ein- 
lage. Darauf  erfolgt  meist  von  selten  der  Steuerverwaltung  amt- 
liche Revision,  mit  der  bei  der  Versandsteuer  sofort  die  Berechnung, 
eventuell  auch  die  Erhebung  der  Steuer  verbunden  wird,  Funk- 
tionen, die  bei  der  Einlagesteuer  erst  der  die  Einlagerung  kon- 
trollierenden Behörde  obliegen.  Uber  die  stattgehabte  amtliche 
Einsicht  wird  eine  Urkunde  ausgestellt,  die  als  Beglaubigungs- 
und Begleitschein  bei  Strafvermeidung  den  ganzen  Verkehrsakt 
mitzumachen  hat  und  deren  Vorzeigung  jederzeit  von  den  zu- 
ständigen Organen  verlangt  werden  kann. 

Viele  Vorzüge  zeichnen  die  Verkehrssteuer  vor  der  Produk- 
tionssteuer aus,  und  zwar  größtenteils  in  steigender  Linie,  je  nach- 
dem sie  Produktions-,  Handels-  oder  Konsumtionsverkehrssteuer 
ist,  mit  anderen  Worten,  je  näher  ihre  Erhebung  an  den  Konsum 
heranrückt.  Die  Verkehrssteuer  jeder  Schattierung  ermöglicht 
vor  allem  ein  viel  vollständigeres  Erfassen  des  Weinkonsums, 
indem  hier  das  gesamte  Quantum,  das  in  den  größeren  Handels- 
verkehr tritt,  zur  Steuerleistung  herangezogen  wird  und  mithin 
der  künstlich  bereitete  und  vermehrte  Wein  wenigstens  keine 
unmittelbare  Bevorzugung  genießt.  Auch  der  ausländische 
Wein  kann  dabei  leicht  steuerpflichtig  gemacht  werden,  was  sehr 
wesentlich  ist  für  den  Fall,  daß  man,  durch  Handelsverträge  ge- 
bunden, keine  der  Steuer  entsprechende  Zollerhöhung  vornehmen 
kann. 

Fernerhin  befreit  die  Verkehrssteuer  den  Produzenten  von 
der  drückenden  Vorausentrichtung  der  Steuer  entweder  voll- 
ständig oder  doch  wenigstens  bis  zu  dem  Augenblick,  wo  er  für 
sein  Erzeugnis  einen  Verkäufer  gefunden  hat.  Dadurch  ist  man 
dem  wichtigen  Ziel,  eine  richtige  Überwälzung  tunlichst  zu  gewähr- 
leisten und  den  Winzer  vor  jeder  Rückwälzung  zu  sichern,  schon 
einen  guten  Schritt  näher  gerückt  und  dies  um  so  mehr,  je  un- 
mittelbarer der  steuerpflichtige  Verkehrsakt  dem  Konsum  voran- 
geht. Eine  weitere  günstige  Folge  bietet  die  Verkehrssteuer 
durch  die  Steuerfreiheit  der  Einlagen  der  Produzenten,  wodurch 
für  sie  nicht  nur  der  besonders  im  ersten  Jahr  starke  Lagerabgang, 
sondern  auch  gerechtfertigterweise  ihr  Hausverbrauch  von  selbst 
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von  der  Besteuerung  ausgenommen  ist.  Sodann  übersehe  man 
nicht  die  Erleichterung  der  Steuerrestitution  für  ausgeführten 
oder  technisch  verwendeten  Wein,  die  meist  bei  offenkundigem 
Nachweis  durch  Bezettelung  mit  einem  Freischein  zweckent- 
sprechend gänzhch  vermieden  werden  kann.  Und  nicht  zuletzt 
rechne  man  der  Verkehrssteuer  zugute,  daß  sie,  ohne  schädigend 
zu  wirken,  nicht  nur  eine  viel  stärkere  Belastung  als  die  Produk- 
tionssteuer gestattet,  sondern  daß  auch  die  erheblich  größeren 
Erträgnisse  ziemliche  Gleichmäßigkeit  versprechen  und  gewöhn- 
lich nur  geringen  jährlichen  Schwankungen  unterliegen,  da  der 
Weinverbrauch  im  schroffen  Gegensatz  zur  Weinerzeugung  Jahr 
für  Jahr  einigermaßen  konstant  zu  bleiben  pflegt. 

All  diesen  Vorzügen  gegenüber  machen  sich  aber  auch  bei 
der  Verkehrssteuer  recht  bedenkliche  Nachteile  fühlbar. 

Eine  Hauptschwäche  zeigt  sich  schon  in  der  jahrelangen 
Ausdehnung  und  Vielgestaltigkeit  des  Weinverkehrs,  der  den 
Wein  bald  jung,  bald  alt,  teils  in  großen,  teils  in  kleinen  Mengen 
zum  Verkauf  kommen  läßt  und  der  mitunter  das  gleiche  Getränke- 
quantum der  Reihe  nach  die  Keller  des  Produzenten,  des  Groß- 
händlers, des  Kleinhändlers  oder  Wirts  durchwandern  läßt,  bis 
er  schließlich  zum  Konsum  gelangt.  Wann  und  wo  soll  nun  hier 
die  Steuerpflichtigkeit  eintreten,  an  welchen  der  mannigfachen, 
zeitlich  so  verschiedenen  Verkehrsakte  soll  sie  sich  knüpfen? 
Das  Prinzip  der  Verkehrssteuer  verlangt  zw^eifellos,  jeden  Trans- 
port unterschiedslos  der  allgemeinen  Zahlungsverbindlichkeit  zu 
unterwerfen.  Wenn  man  sich  aber  nur  schon  den  Umstand, 
daß  das  eine  Weinquantum  durch  den  direkten  Übergang  vom 
Produzenten  zum  Konsumenten  nur  einen  einzigen  Besitzwechsel, 
das  andere  dagegen  zwei,  ja  öfters  noch  mehr  Verkehrsakte  durch- 
zumachen hat,  vor  Augen  hält,  so  ist  sofort  klar,  daß  es  ausge- 
schlossen ist,  bei  jeder  Versendung  bzw.  Einlage  die  Steuer  mit 
einem  höheren  Einheitssatze,  wie  es  doch  die  reine  Verkehrssteuer 
voraussetzt,  zur  Erhebung  zu  bringen,  wenn  man  sich  nicht  häufige 
empfindlichste  Ungerechtigkeiten  zuschulden  kommen  lassen 
will.  Es  bieten  sich  unter  Festhaltung  der  reinen  Verkehrssteuer 
zwei  Möglichkeiten,  um  die  Klippe  einigermaßen  glimpflich  herum- 
zukommen, welche  aber  beide  trotz  ihrer  gerechten  Zweckmäßig- 
keit in  unvereinbarem  Widerspruch  zu  einer  konsequenten  Ver- 
kehrssteuer stehen.    Das  eine  Mal  begeht  man  den  gefährlichen, 
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der  Defraudation  Tür  und  Tor  öffnenden  Schritt,  jede  wieder- 
holte Besteuerung  desselben  Weins  zu  vermeiden,  indem  man 
von  vornherein  die  Steuer  auf  einen  einzigen  bestimmten  Über- 
gang festlegt,  während  man  das  andere  Mal  grundsätzlich  die 
Steuerpflichtigkeit  jeden  Transportes  aufrecht  erhält,  die  Doppel- 
besteuerung aber  durch  mannigfache  Steuerbefreiungen  zu  um- 
gehen sucht.  Dahin  gehören  neben  der  Freilassung  des  Verkehrs 
zwischen  zwei  Kellern  desselben  Besitzers  vor  allem  die  Steuer- 
freiheit der  Transporte  an  Großhändler  sowie  des  Kleinverkehrs 
aus  den  Lagern  der  Kleinhändler  oder  Wirte.  Selbstredend  muß 
auch  die  gesamte  steuerfreie  Weinbewegung  der  Transportkontrolle 
unterworfen  sein,  um  nicht  jede  Sicherheit  für  die  Behörde  in 
Frage  zu  stellen.  Trotz  der  Einschränkung  der  mehrfachen  Be- 
steuerung durch  solclie  ausnehmenden  Versuche  kann  sie  nicht 
stets  vermieden  werden.  Wohl  aber  bedeutet  die  fortwährende 
amtliche  Untersuchung,  ob  auch  wirklich  eine  rechtmäßige  Steuer- 
befreiung Platz  greift,  eine  erhebliche  Erschwerung  der  Durch- 
führung der  Verkehrssteuer,  ohne  auch  nur  annähernde  Garantie 
gegen  häufige  Steuerhinterziehung  zu  leisten. 

Eine  zweite  Schwierigkeit  greift  hinsichthch  der  Qualitäts- 
besteuerung hindernd  ein.  Wenn  an  eine  solche  bei  der  Verkehrs- 
steuer auch  viel  eher  zu  denken  ist,  wie  bei  der  Produktionssteuer, 
schon  deshalb,  weil  ja  der  Wein  zu  einer  Zeit  erfaßt  wird,  wo  er 
schon  mehr  oder  minder  die  Qualitätssteigerung  der  Keller- 
behandlung genossen  hat,  so  ist  eine  genauere  Berücksichtigung 
der  Qualität,  die  gerade  bei  den  gewaltigen  Wertunterschieden 
des  Weins  als  eine  ernsteste  Forderung  einer  gerechten  Besteuerung 
auftritt,  doch  nichts  weniger  als  einfach.  Man  glaubt  manchmal 
in  völhger  Verkennung  der  wirklichen  Sachlage  durch  bloßes  Be- 
achten der  Bezugsgegend  oder  gar  des  Produktionsortes  dem 
erstrebten  Ziele  nahe  zu  kommen.  Aber  ganz  abgesehen  davon, 
daß  man  bei  der  üblichen  Etikettenwillkür  des  Handels  einzig 
und  allein  bei  dem  Bezug  vom  Produzenten  selbst  der  wirklichen 
Herkunft  des  Weines  gewiß  ist,  muß  man  doch  bedenken,  daß 
an  vielen  Produktionsorten  ohne  größere  räumhche  Entfernung 
Wertschwankungen  von  200  und  mehr  Prozent  vorkommen. 
Auf  ebenso  schwachen  Füßen  steht  ein  weiterer  Vorschlag,  die 
Qualität  behördlich  taxieren  und  den  durchschnittlichen  Preis 
zugrunde  legen  zu  lassen.   Wohl  kann  die  Pflicht  der  Wertdeklara- 
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tion  auferlegt  werden,  aber  das  Vertrauen  der  Steuerverwaltung 
darf  hier  nur  ein  sehr  eng  begrenztes  sein,  so  daß  selbständige 
amtliche  Abschätzung  wohl  meist  nötig  wird.  Wie  äußerst  schwierig 
und  unsicher  dürfte  sich  aber  diese,  besonders  außerhalb  der 
Weinbaugebiete  gestalten,  da  man  doch  nur  bei  wenigen  Steuer- 
beamten nähere  Vertrautheit  mit  dem  Weinfache  voraussetzen 
kann  und  nur  zu  oft  auch  andere  geeignete  Kräfte  nicht  zur  Ver- 
fügung stehen  werden.  Nein,  es  besteht  nur  eine  einzige  Möglich- 
keit befriedigender  Qualitätsberücksichtigung,  und  das  ist  der 
Fakturawert,  dessen  zuverlässige  Anzeige  aber  auch  nur  durch 
scharfe  Bestimmungen  gesichert  werden  kann. 

Wenn  nun  auch  auf  diese  Weise  die  Qualität  im  einzelnen 
Fall  genügend  in  Rechnung  gebracht  werden  kann,  so  erwächst 
doch  aus  der  Verkehrssteuer  für  die  Wertbesteuerung  eine  höchst 
mißliche  Folgeerscheinung,  die  häufig  imstande  ist,  die  Absicht 
des  Gesetzgebers  völlig  zu  durchkreuzen.  Ist  es  doch  eine 
Tatsache,  daß  der  Wein  je  nach  Alter  und  Ausbau  einen  sehr 
ungleichen  Wert  hat.  Mithin  wird  der  Steuerpflichtige,  soweit 
er  es  ermöglichen  kann,  das  erklärliche  Bestreben  haben,  den 
Wein  in  einem  möglichst  frühzeitigen  Entwicklungsstadium  zu 
kaufen  und  zu  versteuern,  womit  er  sich  leicht  der  Versteuerung 
der  naturgemäß  eintretenden  Wertsteigerung  mehr  oder  minder 
entziehen  kann.  Und  diesen  Umstand,  das  ist  noch  besonders 
bedenklich  dabei,  vermögen  gerade  die  kapitalskräftigen  Käufer 
um  so  mehr  auszunützen.  Unter  dem  Druck  solcher  Miß- 
verhältnisse ist  gewöhnlich  bei  der  Verkehrssteuer  die  Berück- 
sichtigung der  Qualität  entweder  ganz  aufgegeben  oder  doch  nur 
durch  eine  rohe  Abstufung  in  wenige  Klassen  gänzlich  unbefrie- 
digend angedeutet. 

Ein  weiterer  Mangel  der  reinen  Verkehrssteuer  erwächst 
namentlich  für  unseren  Standpunkt  daraus,  daß  sie  wohl  auch 
die  Weinfabrikation  und  die  Weinvermehrung  trifft,  aber  längst 
nicht  in  dem  gewünschten  Maße,  ja  sogar  sie  bei  ihrer  viel  billi- 
geren Produktionsweise  durch  eine  Wertbesteuerung  sichtlich 
vor  dem  Naturwein  bevorzugt.  Stärkere  Belastung  ist  aber  bei 
der  Heimlichkeit  dieser  Gewerbe  ohne  allgemeine  strengste  Keller- 
kontrolle so  gut  wie  wirkungslos.  Das  Schlimmste  daran  liegt  aber 
in  dem  Umstand,  daß  die  Steuerpolitik  auch  bei  der  Verkehrs- 
steuer eines  erfolgversprechenden  Mittels,  jenes  unreelle  Angebot 


Die  Erhebungsformen  der  Weinsteuer. 


31 


einzuschränken,  vollständig  entbehrt,  und  damit  nach  wie  vor 
die  größte  Gefahr  der  Rückwälzung  der  Steuer  auf  den  Weinbau 
droht,  und  zwar  um  so  unumgänglicher,  je  näher  der  Produktion 
sie  auferlegt  ist  und  je  mehr  die  Winzer  in  ihrer  Notlage  auf  raschen 
Verkauf  angewiesen  sind. 

Nicht  unerwähnt  darf  dann  vielleicht  als  Schattenseite  der 
Verkehrssteuer  bleiben,  daß  auch  sie  öfters  die  Weinhändler  zu 
langer  Vorausentrichtung  der  Steuer  nötigt. 

Aber  alle  diese  Nachteile  lassen  sich,  wie  später  zu  zeigen 
versucht  wird,  bei  geschickter  Kombination  und  Ergänzung 
wesentlich  mildern  oder  gar  beseitigen.  Nicht  ganz  so  steht  es 
mit  dem  noch  letztens  anzuführenden  Vorwurf,  der  gegen  die 
Verkehrssteuer  erhoben  und  allenthalben  als  drückendste  Unan- 
nehmlichkeit hingestellt  wird.  Es  ist  die  nötige  tief  eingreifende 
Steuerkontrolle.  Und  in  der  Tat,  schon  für  die  Finanzverwaltung 
ist  diese  Kontrolle  ein  gewisses  Schmerzenskind.  Erfordert  sie 
doch  ein  über  das  ganze  Land,  nicht  allein  die  Weinbaugebiete 
gleichmäßig  verteiltes  Steuerbeamtennetz,  das  alles,  was  Wein 
erzeugt,  handelt  oder  konsumiert,  mehr  oder  minder  revisierend 
umspannen  muß,  eine  Tätigkeit,  die  neben  ihrer  UmständHch- 
keit  auch  sehr  kostspielig  ist.  Aber  nun  erst  die  privatwdrt- 
schaftliche  Belästigung.  Da  ist  zuerst  die  unbequeme  verkehrs- 
hemmende Beaufsichtigung  der  gesamten  Weintransporte  zu 
nennen  mit  ihrer  detaillierten  Anmeldepflicht,  was  sich  vielleicht 
noch  ertragen  ließe.  Jedoch  die  Kontrolle  muß  sich  zur 
Sicherung  des  Steuergefälles  noch  viel  weiter  erstrecken.  Vor 
allen  Dingen  ist  die  Berechtigung  der  Steuerbeamten  geboten, 
nötigenfalls  in  den  Kellern  Nachschau  halten  zu  dürfen.  Ja,  diese 
Berechtigung  muß  sich  eigentlich  zu  einer  steten  Überwachung 
aller  Keller  mit  der  Pflicht  der  Führung  von  Anschreibungen 
über  Einlagen  und  Versendungen,  sowie  mit  periodischer  amt- 
licher Aufnahme  der  Vorräte  ausgestalten,  wenn  man  neben  der 
eventuellen  Ermittelung  des  Hausverbrauches  vor  allem  auch 
jeden  Versand  in  kleinen  Partien  und  die  Einkellerungen  von 
Haus  zu  Haus,  die  für  die  alleinige  Transportkontrolle  eine  un- 
überwindliche Schwierigkeit  bedeuten,  mit  genügender  Voll- 
ständigkeit erfassen  will.  Verzichtet  man  dagegen  auf  die  all- 
gemeine Kellerkontrolle,  wie  dies  nur  mit  der  eventuellen  Aus- 
nahme der  Großhandelskeller,  trotz  deren  steuerbefreiten  Zügen, 
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des  Hausverbrauches  wegen  fast  immer  geschieht,  so  wird  eben 
ein  nicht  unbeträchthcher  Teil  steuerpfhchtigen  Weins  der  macht- 
losen Transportkontrolle  entschlüpfen.  Betreiben  Weinpro- 
duzenten und  Weinhändler  zugleich  Weinausschank,  so  müssen 
sie  gehalten  sein,  besondere  steuerpflichtige  Keller  zu  führen. 
Außerdem  muß  eine  behördliche  Genehmigung  aller  Betriebs- 
räume gefordert  werden,  was  bei  Neueinführung  einer  Verkehrs - 
Steuer  manche  Mißhelligkeiten  mit  sich  bringen  würde.  Aber 
so  berechtigt  im  Grunde  auch  alle  diese  und  ähnliche  Klagen  sein 
mögen,  so  kann  diese  strenge  Kontrolle  gegenwärtig  kein  schweres 
Bedenken  gegen  eine  Weinverkehrssteuer  mehr  bilden  oder  viel- 
leicht gar  als  Hindernis  für  eine  befriedigende  Weinsteuer  ange- 
sehen werden.  Den  Grund  davon  werden  wir  in  Bälde  weiter  unten 
kennen  lernen. 

Hier  sei  zur  Erschöpfung  der  Verkehrssteuer  mit  einigen 
Worten  noch  eine  Abart  derselben,  die  Eingangssteuer,  berührt. 
Diese  wird  bei  der  Einführung  des  Weins  in  Städte  oder  ge- 
schlossene Orte  erhoben.  Infolgedessen  unterwirft  sie  nur  einen 
Teil  des  Weinkonsums,  allerdings  einen  großen,  der  Besteuerung. 
Daraus  ist  sofort  ersichtlich,  daß  sie  unter  keinen  Umständen 
für  eine  Staatsbesteuerung  in  Betracht  kommen  darf,  da  sie 
schwer  gegen  den  Grundsatz  der  Allgemeinheit  verstoßen  und 
in  ungerechter  Weise  den  ländlichen  Weinkonsum  vor  dem  städti- 
schen begünstigen  würde,  was  auch  dann  der  Fall  ist,  wenn  sie, 
wie  früher  in  Frankreich,  nur  zum  Zwecke  der  Mehrbelastung 
des  Verbrauchs  in  den  vermeintlich  steuerkräftigeren  Städten 
besteht.  Dagegen  ist  nicht  zu  bestreiten,  daß  sie  für  eine 
Kommunal -Besteuerung  des  Weinverbrauchs  gegebenenfalls 
empfehlenswert  sein  könnte.  Auf  die  Frage  der  Berechtigung 
einer  kommunalen  Weinsteuer  soll  aber  erst  später  eingegangen 
werden. 

Um  in  Kürze  das  Ergebnis  der  letzten  Betrachtungen  zu- 
sammenzufassen, muß  ausgesprochen  werden,  daß  die  Verkehrs- 
steuer für  sich  allein  keineswegs  allen  Anforderungen  an  eine 
befriedigende  Weinsteuer  zu  genügen  vermag.  Dahingegen  ist 
anzuerkennen,  daß  die  Verkehrssteuer  entschieden  vorzügliche 
Ansätze  zu  einer  gerechten  Weinbesteuerung  zeigt,  Ansätze,  die 
unter  allen  Umständen  im  Auge  behalten  zu  werden  verdienen, 
um  sie  nötigenfalls  ausnutzen  zu  können. 
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Es  erübrigt  nun  noch  die  dritte  und  letzte  hauptsächliche 
Erhebungsform  der  Weinsteuer  zu  charakterisieren  und  zu  be- 
urteilen: es  ist  die  Schanksteuer,  welche  in  Württemberg  an- 
gewendet wird.  Sie  stellt  sich  als  eine  Abgabe  vom  gewerbsmäßigen 
Kleinverkauf  in  Wein,  also  größtenteils  vom  Weinausschank  in 
Wirtshäusern  dar. 

Voraussetzung  für  diesen  Steuermodus  bildet  zunächst  die 
Anzeige  des  Beginns  des  Verschleißgeschäftes  bei  der  Steuer- 
behörde und  die  Genehmigung  der  Betriebsräumhchkeiten.  So- 
dann erfolgt  eine  genaue  steuerliche  Aufnahme  des  Getränke- 
vorrats mit  periodisch  wiederkehrender  Revision  der  Weinbestände. 
Dabei  wird  von  den  Schankwirten  eine  fortlaufende  eingehende 
Buchung  der  Weineinlagen,  der  steuerfreien  Verkäufe  im  Großen, 
der  sog.  Achsverkäufe,  der  etwaigen  Weinverluste  durch  Aus- 
laufen oder  dergleichen,  sowie  der  Abgänge  an  Hefe  und  Trüb- 
wein verlangt.  Doch  müssen  alle  diese  Vorgänge  amtlich  revidiert 
sein,  wenn  sie  bei  der  Ermittelung  des  Getränkebestandes  in  An- 
rechnung gebracht  werden  sollen,  soweit  nicht  etwa  für  die  Ab- 
schreibung Normalsätze  in  Prozenten  festgesetzt  sind.  Von 
allen  seit  der  jüngsten  Revision  nicht  mehr  vorhandenen  Weinen 
abzüglich  der  genannten  Notierungen  und  des  eventuell  abge- 
schätzten oder  prozentual  bestimmten  Hausverbrauches  wird 
der  Ausschank  angenommen  und  danach  die  Steuer  berechnet. 
Da  diese  in  Prozenten  der  Kleinverkaufspreise  bemessen  zu 
werden  pflegt,  ist  auch  eine  stete  Kontrollierung  der  Ausschank- 
preise erforderlich,  wenn  nicht  Anwendung  eines  Durchschnitts- 
preises Platz  greift. 

Zur  Sicherung  gegen  Defraudation,  wie  heimliche  Getränke- 
einlagen usw.  bedarf  es  fernerhin  gewöhnlich  einer  Überwachung 
sämtlicher  Weintransporte,  sowie  einer  strengsten  Kellerkontrolle 
für  die  Kleinhändler,  die  sich  bis  zur  behördlichen  Versiegelung 
und  zum  Verbot  jeder  Kellerbehandlung  ohne  das  Beisein  eines 
Steuerbeamten  versteigen  kann. 

Einige  neue  wesentliche  Vorzüge  bringt  die  Schanksteuer 
über  die  Verkehrssteuer  hinaus  offensichtlich  mit  sich.  Dahin 
gehört  erstens  die  allenthalben  gleichmäßige  Besteuerung  des 
Weingenusses  in  Wirtshäusern  mit  ihrer  Möglichkeit  einer  exakten 
Berücksichtigung  der  Qualität  durch  prozentuale  Wertbesteuerung 
nach  den  Ausschankpreisen.   Dieser  letztere  Umstand,  verbunden 
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mit  dem  Wegfallen  jeden  Steuer  Vorschusses,  da  ja  erst  nach  dem 
Eintritt  der  Konsumtion  die  in  dem  Weinerlös  bereits  erhobenen 
Beträge,  öfters  sogar  Monate  später  an  die  Steuerkasse  abzuliefern 
sind,  erlaubt  ohne  empfindlichen  Druck,  einen  die  Höhe  der  Ver- 
kehrssteuer bedeutend  übersteigenden  Steuersatz,  so  daß  trotz  der 
nur  teilweisen  Belastung  des  gesamten  Weinverbrauchs  mit 
Leichtigkeit  finanziell  ergiebigere  Resultate  zu  erzielen  sind. 
Damit  geht  noch  gleichzeitig  sehr  sympathisch  Hand  in  Hand,  daß 
noch  stetigere  Steuererträgnisse  als  bei  der  Verkehrssteuer  all- 
jährlich der  Staatskasse  zufließen,  was  für  einen  geordneten 
Staatshaushalt  nicht  zu  unterschätzen  ist;  denn  die  Konsumtion 
ist  ja  schon  durch  das  fortwährende  Konkurrieren  einer  größeren 
Anzahl  von  Jahrgängen  von  den  jährlich  so  sehr  schwankenden 
Herbstergebnissen  ziemlich  unabhängig,  und  sollte  sich  doch  ein- 
mal durch  jahrelange  schlechte  Ernten  ein  größerer  Rückgang 
der  konsumierten  Weinmengen  fühlbar  machen,  so  ergibt  sich 
für  die  Steuerverwaltung  ganz  selbsttätig  ein  Ausgleich  durch 
das  Steigen  der  Ausschankpreise.  Außerdem  wird  die  größte 
überhaupt  erreichbare  Entfernung  der  Steuerveranlagung  vom 
Weinproduzenten  weg  bis  zum  unmittelbaren  Konsumtionsakt 
ihre  vorteilhafte  Wirkung  auf  einen  Schutz  des  Winzers  gegen 
die  Rückwälzung  nicht  verfehlen. 

Aber  diese  günstigen  Lichtseiten  der  Schanksteuer  werden 
durch  einigen  Schatten  recht  verdüstert.  Die  unverhältnismäßig 
schw^ache  Belastung  des  künstlich  bereiteten  oder  vermehrten 
Weines,  die  sich  auch  hier  wie  bei  der  Verkehrssteuer  äußert, 
braucht  dieses  Mal  in  ihrer  Schädlichkeit  nur  angedeutet  zu  werden. 
Dagegen  ist  mit  unnachsichtlicher  Schärfe  ein  schwerer  Übel- 
stand hervorzuheben,  der  die  Schanksteuer  zu  einer  groben  Ver- 
letzung der  Gerechtigkeit  und  Allgemeinheit  der  Besteuerung 
werden  läßt:  es  ist  dies  der  Umstand,  daß  diese  Steuerform  die 
Weineinlage  der  Privatleute,  also  gerade  den  Weinkonsum,  der 
entschieden  auf  die  größere  und  größte  Leistungsfähigkeit  schließen 
läßt,  vollständig  übergeht. 

Ein  gewichtiger  Einwand  gegen  die  Schanksteuer  gipfelt 
aber  für  viele  wieder,  wie  bei  der  Verkehrssteuer,  in  der  Steuer- 
kontrolle, die  hier  als  Kellerkontrolle  noch  ein  viel  detailHer- 
teres  und  umständlicheres  Verfahren  erfordert.  Wohl  ist  an  sich 
die  Kontrolle  auf  eine  möglichst  kleine  Anzahl  von  Personen 
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beschränkt  und  wohl  braucht  man  bei  der  reinen  Schanksteuer 
den  Weinverkelir  der  Produzenten,  der  Großhändler  und  Privaten 
eigentlich  nicht  zu  belästigen,  was  meist  als  ein  besonderer  Vorzug 
angepriesen  wird,  aber  unterläßt  man  selbst  eine  eingehendere 
Transportkontrolle,  so  wird  damit  der  Defraudation  das  Dasein 
in  unverantwortlicher  Weise  erleichtert.  Um  die  aus  der  Keller- 
kontrolle entspringenden  Mißhelligkeiten  möglichst  zu  vermeiden, 
verfiel  die  Finanzverwaltung  sehr  allgemein  darauf,  unter  Verzicht 
auf  die  Steuerzahlung  nach  dem  wirklichen  Verschleiß  sich  ent- 
weder durch  Pauschalierung  mit  der  Gesamtheit  der  Schankwirte 
abzufinden  und  diese  selbst  für  eine  gemäße  Repartition  unter  die 
Beteiligten  sorgen  zu  lassen  oder  sich  durch  Abonnements  mit  den 
einzelnen  Schankwirten  über  eine  jährliche  Abfindungssumme 
zu  vereinbaren.  Durch  dieses  Vorgehen  kann  mit  Ausnahme  der 
Fälle,  wo  keine  Einigung  zustande  kommt  oder  wo  eventuell  bei 
Wirtschaftseröffnungen  noch  die  Grundlage  für  eine  Berechnung 
fehlt,  die  Steuerkontrolle  mit  einer  bloßen  Überwachung  des 
Weinverkehrs  für  Wirte  und  mit  der  zwangsA\'eisen  Buchung 
über  Weineinlagen  und  Versendungen  im  Großen  auskommen. 
Zweifellos  hat  dieses  Akkordverfahren  den  dankenswerten  Vor- 
zug, nicht  nur  die  den  Wirten  verursachten  Unannehmlichkeiten, 
sondern  auch  die  Erhebungskosten  der  Steuer  wesentlich  zu 
verringern,  ein  Vorzug,  der  so  groß  ist,  daß  er  fast  trotz  der  unver- 
meidlichen Ungerechtigkeiten  in  der  Avillkürlichen  Behandlung 
der  einzelnen  Abonnenten  und  gar  erst  Nichtabonnenten  gegen- 
über, sowie  in  der  Unmöglichkeit,  die  Veränderlichkeit  des  Wirt- 
schaftsgewerbes  genügend  zu  berücksichtigen,  und  trotz  des  steten 
Zukurzkommens  des  Staates,  in  manchen  Fällen  der  Verbrauchs- 
besteuerung dieses  System  zweckdienlich  erscheinen  lassen  kann. 
Für  die  in  Vorschlag  zu  bringende  Weinsteuer  allerdings  müssen 
wir  uns  im  allgemeinen  unbedingt  ablehnend  dagegen  verhalten, 
da  uns,  wie  später  näher  begründet  wird,  gerade  an  dieser  so  miß- 
achteten strengen  Kellerkontrolle  ungeheuer  viel  liegt. 

Als  beliebte  Nebenform  der  Schanksteuer  sei  noch  in  Kürze 
der  Lizenzen  gedacht,  die  als  feste  Abgabe  dem  Kleinverschleiß, 
bisweilen  auch  dem  Großhandel  auferlegt  sind.  Sie  steigen  über 
den  Charakter  einer  bloßen  Gebühr  für  die  Erlangung  oder  auch 
jährliche  Erneuerung  der  Konzession  für  den  Geschäftsbetrieb 
zu  einer  eigentlichen  Steuer  nur  dann,  wenn  sich  bei  jährlicher 
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Erhebung  ihre  Höhe  nach  allgemeinen  Anhaltspunkten  des  Be- 
triebsumfanges  abstuft.  Maßgebend  für  diese  Bemessung  sind 
ganz  äußerliche  Merkmale,  wie  die  Stärke  des  Wirtschaftsbesuches, 
der  Mietswert  der  Wirtschaftsräume,  die  Einwohnerzahl  des  Be- 
triebsortes und  dergleichen.  Die  Verwerflichkeit  einer  solch 
rohen,  auf  besseres  resigniert  verzichtenden  Besteuerung,  die  man 
hin  und  wieder  vergeblich  durch  Repartierung  zu  mildern  sucht, 
braucht  wohl  nicht  näher  auseinandergesetzt  zu  werden;  bei 
höheren  Abgabesätzen  wird  sie  in  ihrer  Ungerechtigkeit  geradezu 
unerträglich. 

Um  auch  bei  der  Schanksteuer  kurz  das  Endergebnis  zu  ziehen, 
so  erkennen  wir  ähnlich  wie  bei  der  Verkehrssteuer  in  ihr  ebenfalls 
trotz  ihrer  Abweisung  als  alleinige  Form  verschiedene  Momente 
wertvollster  Hinweise  auf  eine  befriedigende  Lösung  der  Wein- 
steuer. 

Y.  Die  Schwierigkeiten  der  Weinsteuer. 

Aus  der  vorstehenden  allgemeinen  Darlegung  der  haupt- 
sächlichen Veranlagungsmethoden  leuchten  schon  deutlich  die 
allgemeinen  Schwierigkeiten  hervor,  die  der  Finanz  Verwaltung 
aus  einer  allen  Anforderungen  möglichst  genügenden  Besteuerung 
des  Weines  erwachsen.  Alle  jene  Umstände,  die  schon  die  Bier- 
und  Branntweinsteuer  sehr  erschweren,  erscheinen  noch  viel 
spröder  beim  Wein,  begründet  in  der  Eigenart  dieses  Artikels. 
Da  steht  obenan  die  außerordentliche  Zersplitterung  sowohl  der 
Produktion  wie  auch  des  Verkehrs,  der  Ubergang  an  den  Konsum 
meist  in  kleinen  und  kleinsten  Quantitäten,  oft  direkt  vom  Pro- 
duzenten, oft  indirekt  durch  die  Hand  eines  oder  mehrerer  Händler 
und  nicht  zuletzt  die  Tatsache,  daß  der  Wein  nicht  allein  ein  rein 
landwirtschaftliches  Erzeugnis  darstellt,  sondern  eine  Ware,  bei 
welcher  das  Hinzutreten  jahrelanger  Pflege  und  sorgfältigsten 
Ausbaus  in  den  Kellern  der  Produzenten  und  Händler  von  maß- 
gebendem Einfluß  ist.  Dazu  tritt  das  jährliche  eminente  Schwan- 
ken der  Herbstergebnisse  nach  Qualität  und  Quantität,  das  um 
so  wandelbarer  ist,  je  näher  der  Weinbau  den  Gegenden  liegt, 
worin  ihn  das  Klima  nicht  mehr  gestattet,  ferner  die  bedenkliche 
Notlage  des  Winzerstandes  und  die  vielgestaltigen  beträchtlichen 
Wertabstufungen   des   Weines,   alles   schwerwiegende  Punkte, 
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welche  die  Aufgabe  der  Steuerverwaltung  unendlich  komplizieren 
und  welchen  man  unmöglich  ohne  die  kostspieligsten  und  lästigsten 
Kontrollmaßregeln  gerecht  werden  kann.  Wahrlich,  in  Anbe- 
tracht dieser  Sachlage  erscheint  es  nicht  ganz  unerklärlich,  daß 
die  Weinsteuer  nicht  nur  tatsächlich  in  vielen  Ländern  so  unent- 
wickelt ist  oder  sogar  vollständig  fehlt,  sondern  daß  sie  auch  in 
der  finanzwissenschaftlichen  Literatur  so  resigniert  fast  ohne  ziel- 
bewußte Lösungs versuche  behandelt  wird. 

Aber  das  alles  darf  nicht  entmutigen :  wohl  sind  wir  uns  durch- 
aus aller  eigentümlichen  Schwierigkeiten  bewußt  und  trotzdem 
dürfen  wir  mit  guter  Zuversicht  bei  dem  Bestreben  nach  durch- 
dachter Kombination  der  Veranlagung  und  geschickter  Durcli- 
führung  den  Wein  ein  günstigstes  Steuerobjekt  nennen.  Zu 
der  von  den  Finanztheoretikern  für  die  Weinbesteuerung  haupt- 
sächlich  ins  Feld  geführten  Forderung  der  Gerechtigkeit  und  des 
Finanzbedarfes  tritt  für  uns  als  völlig  neuer  Gesichtspunkt  aus- 
schlaggebend die  Rettung  des  deutschen  Weinbaus  vor  seinem 
immer  drohender  werdenden  Ruin  hinzu,  ein  Umstand,  der,  wenn 
wir  so  sagen  dürfen,  uns  die  Weinsteuer  in  hohem  Maße  Mittel 
zum  Zweck  werden  läßt. 

Doch  bevor  auf  diese  Fragen  näher  eingegangen  werden  soll, 
ist  es  wohl  angebracht,  eine  gedrängte  Betrachtung  über  die  Frage 
der  Kontrolle  vorauszuschicken.  Denn  wie  die  obige  Besprechung 
der  Erhebungsformen  zeigt,  bildet  die  lästige  Steuerkontrolle, 
welche  besonders  in  Ländern,  die  bisher  keine  Weinsteuer  hatten, 
äußerst  drückend  empfunden  werden  müßte,  einen  Hauptangriffs- 
punkt gegen  die  Weinsteuer.  Alle  hieraus  resultierenden  Ein- 
würfe gegen  die  Einführung  einer  Weinsteuer  sind  jedoch  als  ver- 
altet, als  völlig  gegenstandslos  für  die  Gegenwart  zurückzuweisen 
und  demgegenüber  darauf  aufmerksam  zu  machen,  daß  gerade 
diese  so  angefeindete  strenge  Kellerkontrolle  jetzt  die  dringendste 
Forderung  der  weitesten  Kreise  der  Weinproduktion  und  auch 
des  reellen  Handels  bedeutet.  Es  ist  dies  eine  eigene  Sache  um 
die  Weinkontrolle,  die  in  engster  Verbindung  mit  dem  schon 
vor  Jahrzehnten  einsetzenden  hartnäckigen  Kampf  um  den  Ver- 
kehr mit  Wein  steht.  Hier  ist  natürlich  nicht  der  Platz,  diesen 
bedeutungsvollen  Kampf,  dem  der  folgende  Abschnitt  dieser 
Arbeit  gewidmet  ist,  zu  besprechen.  Doch  bleibe  auch  schon  in 
diesem  Zusammenhang  nicht  unerwähnt,  daß  schon  für  das  erste 
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Reichsgesetz,  das  sich  mit  dem  Verkehr  mit  Wein  beschäftigt, 
dem  Nahrungsmittelgesetz  vom  14.  Mai  1879  im  Entwurf  eine 
ziemhch  scharfe  Kontrolle  vorgesehen  war,  die  allerdings  bis  zur 
Rechtskräftigkeit  sehr  eingeschränkt  wurde.  Bei  der  folgenden 
Entwicklung  trat  die  Frage  der  Kontrolle  mehr  und  mehr  in  den 
Vordergrund,  bis  schließlich  das  Verlangen  des  größten  Teiles 
der  Weinproduktion  nach  einer  strengen  Kellerkontrolle  trotz 
des  Widerspruches  des  Weinhandels  im  Weingesetz  vom  24.  Mai 
1901  wenigstens  dem  Buchstaben  nach  durchdrang.  Seit  dieser 
Zeit  wurden  die  Klagen  über  zu  laxe  Durchführung  der  Keller- 
kontrolle, hauptsächlich  außerhalb  der  Weinbaugebiete,  immer 
lauter  und  gegenwärtig  steht  hinter  der  Forderung  einer  scharfen 
Kontrolle  nicht  nur  die  gesamte  Weinproduktion,  sondern  auch 
ein  großer  Teil  des  Handels.  Dem  trägt  auch  der  vorläufige,  im 
Reichsanzeiger  veröffentlichte  Entwurf  eines  neuen  Weingesetzes 
Rechnung  und  bringt  neben  anderen  verschärften  Bestimmungen 
der  Kellerkontrolle  vor  allem  auch  den  Zwang  der  Führung  eines 
genauen  Lagerbuches. 

Es  sei  nun  die  Frage  aufgeworfen,  was  will  denn  die  verhaßte 
Steuerkontrolle  noch  darüber  hinaus,  was  der  Weinproduktion 
und  dem  Weinhandel  noch  besondere  Unannehmlichkeiten  ver- 
ursachen könnte?  An  und  für  sich  durchaus  nichts  weiter,  höch- 
stens vielleicht  mit  der  Ausnahme  der  längst  nicht  so  lästigen 
Transportkontrolle  und  der  durch  diese  bedingten  Anmeldungs- 
verpflichtung.  Dahingegen  schreit  gewissermaßen  die  allgemeine 
Weinkontrolle  nach  einer  Weinsteuerkontrolle  als  ihrer  natur- 
gemäßen Ergänzung,  ja  sogar  als  einzige  Grundlage  einer  erfolg- 
versprechenden Wirksamkeit.  Bietet  doch  die  Kontrolle  durch 
die  Steuerverwaltung  zwei  wesentUche  Garantien  für  die  so  äußerst 
erwünschte  straffe  Durchführung  der  Kellerkontrolle,  um  endlich 
einmal  der  Unreellität  der  Weinfabrikation  und  übermäßigen 
Wein  Vermehrung  auf  die  Spur  zu  kommen  und  sie  auf  ein  Mindest- 
maß beschränken  zu  können,  womit  ein  neues  Blühen  der  reellen 
Weinbranche  gewährleistet  würde.  Erstlich  dürfte  es  doch  ein- 
leuchten, daß  eine  zuverlässige  Kontrolle  geradezu  von  einer 
Weinsteuer  abhängig  ist,  da  die  verbündeten  Regierungen,  be- 
sonders die  am  Weinbau  nicht  unmittelbar  interessierten,  niemals 
die  erheblichen  Kosten  einer  genügenden  Durchführung  ohne 
jede  Entschädigung  zur  Verfügung  stellen  werden.   Und  zweitens 
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ist,  da  Reichsbeamte  in  Bundesstaaten  nicht  angestellt  werden 
können,  eine  einheitliche,  im  ganzen  Deutschen  Reiche  gleichmäßig 
und  genügend  gehandhabte  Kontrolle,  worauf  das  größte  Gewicht 
von  Produktion  und  reellem  Handel  gelegt  wird,  ohne  eine  Reichs- 
weinsteuer, selbst  bei  eventueller  reichsgesetzlich  geregelter 
Weinkontrolle  so  gut  wie  ausgeschlossen. 

Diese  später  noch  zu  ergänzenden'  Ausführungen  mögen  hier 
genügen,  um  den  Erweis  zu  bringen,  daß  die  strenge  Steuerkon- 
trolle nicht  nur  nicht  als  mißlichster  Nachteil  gegen  die  Einführung 
einer  Weinsteuer  spricht,  sondern  im  Gegenteil  in  vieler  Beziehung 
als  ein  höchst  ersehnter  Vorzug  anzusehen  ist.  Man  lasse  sich 
nur  nicht  durch  den  Entrüstungsrummel  der  Unreellität,  der  Auf- 
deckung seiner  Heimlichkeiten  fürchtet,  zu  Trugschlüssen  ver- 
führen. Ganz  wohl  vermag  Produktion  und  Handel  bei  ehrbarem 
Erwerb  die  Kontrolle  zu  ertragen.  Im  wesentlichen  wird  ihnen 
durch  die  Weinsteuer  auch  nicht  mehr  zugemutet,  als  sich  in 
ähnlicher  Weise  die  Produzenten  und  Händler  anderer  Zweige 
der  Verbrauchsbesteuerung  ohne  den  heilsamen  Nebenzweck  ge- 
fallen lassen  müssen. 

VI.  Die  leitenden  Grundsätze  für  die  Weinsteuer. 

Im  folgenden  soll  nun  der  wohlberechtigten  Forderung  der 
heutigen  Finanz  Wissenschaft,  dem  gesamten  Steuerwesen  wie 
auch  den  einzelnen  Steuern  mit  Bewußtsein  gewisse  höchste  Ziele 
und  Aufgaben  zu  stecken,  genügt  werden.  Die  bisherigen  Aus- 
führungen geben  eigentlich  schon  deutlich  den  Maßstab  für  die 
obersten  Grundsätze  einer  Weinsteuer,  die  wir  nun  hier  möglichst 
allgemein,  jede  eingehendere  Begründung  uns  für  die  Besprechung 
unseres  Entwurf  es  einer  Reichsweinsteuer  vorbehaltend,  zusammen- 
stellen wollen. 

Als  erster  Richtpunkt  sei,  wie  allgemein  im  Steuerwesen, 
die  Gerechtigkeit  vorangestellt.  Diese  erfordert  von  der  Wein- 
steuer zweierlei:  Allgemeinheit  und  Gleichmäßigkeit.  Die  All- 
gemeinheit betrifft  die  Heranziehung  des  gesamten  Weingenusses. 
Als  gerechte  Ausnahme  hiervon  kommt,  da  der  Wein  ein  ent- 
behrliches Verbrauchsgut  ist,  die  Freilassung  eines  Existenz- 
minimums nicht  in  Frage.  Dagegen  ist  die  Steuerfreiheit  des 
Hausverbrauches  der  Weinproduzenten  ratsam  und,  wie  oben 
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nachzuweisen  versucht  wurde,  an  sich  auch  vollständig  billig. 
Die  Gleichmäßigkeit  dringt  auf  eine  gerechte  Verteilung  der  Steuer- 
last, d.  h.  auf  eine  verhältnismäßige  Besteuerung  nach  der  Lei- 
stungsfähigkeit. Dies  bedingt  neben  der  zum  mindesten  gleich 
hohen  Belastung  des  privaten  Weinkonsums  im  Verhältnis  zu 
dem  im  Wirtshause  unter  allen  Umständen  eine  Qualitätsbe- 
steuerung, und  zwar  in  Prozenten  des  Wertes ;  denn  nur  dadurch 
kann  eine  richtige  Anpassung  an  die  beim  Verbrauch  hervor- 
tretende Leistungsfähigkeit  der  Konsumenten  erzielt  werden. 
Sofern  der  Wein  nicht  nach  dem  Werte  getroffen  wird,  sind  die 
feinen  Weine  vor  den  mittleren  und  beide  vor  den  geringen,  und 
demgemäß  auch  der  reichere  Konsument  vor  dem  ärmeren  un- 
natürlich, jeder  Gerechtigkeit  gewissermaßen  zum  Hohn,  bevor- 
zugt. Eine  Progression  dürfte  jedoch  nicht  angebracht  sein,  da 
eine  solche  nicht  nur  fast  undurchführbar  wäre,  sondern  auch 
die  unvermeidliche  Willkür  bei  der  Anlegung  eines  solchen  Steuer- 
maßes das,  was  dadurch  etwa  für  die  Gerechtigkeit  gewonnen 
wäre,  mehr  als  aufgehoben  würde.  Die  Schwierigkeit  der  pro- 
zentualen Besteuerung  des  Weines,  auf  welche  schon  oben  die 
Aufmerksamkeit  gelenkt  wurde,  dürfte,  wie  sich  später  aus 
dem  Versuch  eines  Entwurfes  ergeben  mag,  mit  genügender 
Sicherheit  befriedigend  gelöst  werden  können.  Ein  ganz  be- 
sonderer Vorteil  der  Besteuerung  nach  Wertprozenten  ist  auch 
darin  zu  erblicken,  daß  dadurch  die  Steuer  in  den  Weinbauge- 
bieten, wo  der  Wein  Genußmittel  breiterer  Schichten  ist,  in  ange- 
messener Weise  ganz  von  selbst  sich  beträchtlich  vermindert, 
da  der  Wein  in  diesen  Gegenden  nicht  unerheblich  billiger  ist  als 
dort,  wo  sich  in  seinem  Genuß  reiner  Luxus  zeigt. 

Zur  der  Aufzählung  der  obersten  Grundsätze  für  die  Wein- 
steuer zurückkehrend,  sei  als  zweiter  der  Finanzbedarf 
genannt.  Hier  kann  man  sich  sehr  kurz  fassen.  Denn  daß  ein 
solcher  bei  der  chronischen  Beichsfinanznot,  deren  Hebung  immer 
noch  ein  schwieriges  Problem  darstellt,  sowie  auch  bei  den  Bundes- 
staaten und  Kommunen,  wenn  diese  in  Frage  kommen  sollten, 
besteht,  kann  nicht  bestritten  werden.  Die  Weinsteuer  soll  also, 
soweit  dies  die  sonstigen  obersten  Grundsätze  und  die  Überlegung, 
daß  der  Ertrag  von  Verbrauchssteuern  nur  bis  zu  einer  bestimmten 
Grenze  steigt,  zulassen,  der  Staatskasse  nach  Möglichkeit  dienst- 
bar gemacht  werden. 
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Der  dritte  und  letzte  oberste  Grundsatz,  dem  die  Weinsteuer, 
fast  möchten  wir  sagen,  am  dringendsten  gerecht  zu  werden  hat, 
ist  der  Schutz  der  Produktion  und  des  reellen  Handels, 
die  Verbesserung  deren  jetziger  trostloser  Lage.  Wohl 
könnte  man  eigentlich  bei  einem  volkswirtschafthch  so  bedeutungs- 
vollen Produktionszweig  den  Staat  zur  Erfüllung  dieser  Aufgabe 
auch  ohne  Steuer  für  verpflichtet  halten.  Aber  ungeachtet  dessen, 
daß  so  ausnahmsweise  hohe  Kosten,  wie  sie  dazu  erforderlich 
wären,  doch  wohl  nicht  ohne  Entschädigung  dem  Staatsganzen 
für  eine  an  sich  nur  kleinere  Zahl  direkt  Interessierter  zugemutet 
werden  könnte,  vermöchte,  wie  später  nähere  Begründung  er- 
weisen wird,  selbst  bei  bestem  Willen  und  trotz  größter  Opfer 
und  Mühen  das  Eingreifen  des  Staates  ohne  Steuer  nie  und  nimmer 
eine  in  jeder  Beziehung  erfolgreiche  Abschaffung  der  bestehenden 
Mißstände  zu  schaffen. 

Die  Forderung  des  fördernden  Schutzes  der  Produktion 
und  des  reellen  Handels  gipfelt  in  der  Unterdrückung  der  unreellen 
Konkurrenz  der  Weinfabrikation  und  der  Weinvermehrung,  in 
welcher  wir  weit  überwiegend  die  Ursache  der  heutigen  Notlage 
der  reellen  Weinbranche  zu  suchen  haben.  Mit  Leichtigkeit  ist 
es  einer  Weinsteuer  möglich,  diesem  so  erwünschten,  viel  um- 
strittenen Ziel  zuzustreben,  ja  es  wird  überhaupt  erst  durch  sie 
erreichbar.  Nur  zweierlei,  was  der  Weinsteuer  so  nahe  liegt,  ist 
dazu  nötig.  Es  ist  dies  in  erster  Linie  strengste  Durchführung 
der  Kellerkontrolle  mit  Lagerbuchzwang,  wodurch  jede  heimliche 
Weinfabrikation  aufgespürt  werden  kann,  und  so  endlich  einmal 
hinreichende  Garantie  gegen  die  Umgehung  der  gesetzlichen 
Bestimmungen  geboten  wird,  und  weiterhin  nicht  minder  wichtig 
eine  hohe  besondere  Besteuerung  jeder  Weinvermehrung.  Auch 
hier  reformierend  einzugreifen,  dazu  liegt  für  den  Staat  nicht  nur 
die  Berechtigung,  sondern  sogar  die  Pflicht  in  der  Konsequenz 
des  Gesetzes  über  den  unlauteren  Wettbewerb,  in  den  Anschau- 
ungen, welche  diesem  Gesetze  zugrunde  liegen.  Diese  Besteuerung 
muß  eine  Höhe  erreichen,  durch  die  das  unerhörte  Mißverhältnis 
zwischen  den  hohen  Produktionskosten  der  Naturweine  und  den 
niedrigen  der  sog.  verbesserten  Weine  mit  seinem  verlockenden 
Anreiz  zur  maßlosen  Weinvermehrung  aufgehoben  wird;  sie  soll 
jedoch  nicht  eine  Grenze  überschreiten,  wo  eine  rationelle  Wein- 
verbesserung so  sehr  verteuert  wird,  daß  sie  unrentabel  und  des- 
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halb  auch  in  den  Fällen,  wo  sie  tatsächlich  nötig  ist,  unterlassen 
würde. 

Diesen  beiden  bedeutungsvollen  Gesichtspunkten  des  den 
Schutz  der  Produktion  und  des  reellen  Handels  bezweckenden 
Grundsatzes,  auf  denen  das  Schwergewicht  unseres  ganzen  Wein- 
steuervorschlages beruht,  tritt  sodann  noch  die  kaum  weniger 
dringend  nötige  Sorge  um  einen  einheitlichen  erfolgversprechenden 
Kampf  gegen  die  wachsende  Gefahr  der  Rebschädhnge,  insbe- 
sondere der  Reblaus  zur  Seite,  eine  Sorge,  zu  der  sich  beim  Be- 
stehen einer  Weinsteuer  die  Regierung  schon  aus  eigenem  Interesse 
verpflichtet  sehen  wird. 

Letztens  ist  zum  Schutz  von  Weinbau  und  Weinhandel  eine 
durchaus  sichere  Steuerüberwälzung  in  der  beabsichtigten  Weise 
vorzusehen.  Dieses  Erfordernis  bildet  sozusagen  den  Brennpunkt 
alles  dessen,  was  man  von  einer  befriedigenden  Lösung  der  Wein- 
steuer verlangen  muß.  Denn  ohne  dessen  Erfüllung  wird  nicht 
nur  der  Grundsatz  der  ausgleichenden  Gerechtigkeit  und  des 
Schutzes  der  reellen  Weinbranche  offensichtlich  direkt  ins  Gegen- 
teil umgesetzt,  sondern  auch  bei  der  unvermeidlich  daraus  folgen- 
den ruinösen  Weinkrise  der  Finanzeffekt  sehr  in  Frage  gestellt. 
Mithin  muß  unter  allen  Umständen  jede  Rückwälzung  auf  die 
Produktion  oder  den  Handel,  abgesehen  von  nur  vorübergehender, 
schlechter  Konjunktur,  vor  der  kein  Wirtschaftszweig  dauernd 
gehütet  werden  kann,  so  gut  wie  ausgeschlossen  sein.  Dies  wird, 
wie  oben  des  näheren  auseinandergesetzt  wurde,  leicht  und  zu- 
verlässig ermöglicht  durch  die  erhebliche  Einschränkung  des  An- 
gebots, wie  sie  von  selbst  aus  der  Schröpfung  der  Weinfabrikation 
und  der  übermäßigen  Weinvermehrung  hervorgeht.  Als  große  Er- 
leichterung erscheint  daneben  auch  die  Entfernung  der  Steuer- 
erhebung von  der  Produktion,  die  sich  gerade  bei  der  Weinsteuer 
so  gut  wie  keiner  anderen  Verbrauchsabgabe  durchführen  läßt. 
Denn  bei  ihr  kann  man  es  neben  der  Verschiebung  der  Besteuer- 
ung bis  zum  Wirtschaftsgenusse  auch  getrost  wagen,  die  Steuer 
direkt  dem  Privatkonsumenten  aufzuerlegen,  da  es  sich  dabei 
ja  fast  nur  um  ein  höherstehendes  und  zahlungskräftigeres  Publi- 
kum handelt.  Diese  direkte  Erhebung  bringt  zugleich  den  Vor- 
zug mit  sich,  daß  dadurch  der  Versender  kein  unmittelbares 
Interesse  hat,  den  Wert  der  Steuerverwaltung  falsch  zu  dekla- 
rieren. 
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Bei  dieser  Gelegenheit  sei  auch  nicht  versäumt,  schon  hier 
zu  erwähnen,  daß  bei  einer  Weinsteuer  im  Sinne  dieser  Arbeit 
auch  der  Konsument  keinesweges  ohne  Entschädigung  für  seine 
Steuerleistung  ausgeht.  Erhält  er  doch  die  hygienisch  nicht  hoch 
genug  einzuschätzende  Gewähr  für  eine  gute  und  gesunde  Ware, 
während  andererseits  die  Konkurrenz  des  Auslandes  auch  keine 
zu  hohe  Preissteigerung  des  Weins  zulassen  wird.  Dazu  kommt 
noch  der  für  den  Konsumenten  gleichfalls  sehr  erwünschte  Schutz 
vor  trügerischer  Täuschung.  Denn  man  vergesse  nicht,  daß  der 
Konsument  niemals  mit  Wissen  Wein  trinken  will,  der  nur  zum 
Teil  Traubensaft,  im  übrigen  aber  Zucker-  oder  Spritwasser  ist, 
oder  der  gar  mit  Chemikalien  wie  Glyzerin  usw.  oder  Birnenbrühe 
und  dergleichen  mehr  oder  minder  versetzt  ist.  Ein  stich- 
haltiger Grund  zur  Verfolgung  der  Weinfabrikation  und  Wein- 
vermehrung besteht  deshalb  schon  in  der  Tatsache,  daß  der  Ver- 
kehr mit  diesen  sog.  Weinen  regelmäßig  zum  Betrug  des  Kon- 
sumenten führt,  der  nie  über  solche  Behandlung  des  Weins  auf- 
geklärt zu  werden  pflegt.  Wäre  letzteres  der  Fall,  dann  könnte 
man  ruhig  von  jedem  Kampfe  gegen  Weinfabrikation  und  Wein- 
vermehrung absehen;  denn  die  Absatzunmöglichkeit  solcher 
Erzeugnisse  würde  die  Schmierer  selbst  alsbald  ihr  fälschendes 
Gewerbe  als  unrentabel  aufgeben  lassen. 

Aus  dieser  vorstehenden  Zusammenfassung  der  obersten 
Grundsätze  für  die  Weinsteuer  mit  Berücksichtigung  der  Kritik, 
die  an  den  hauptsächlichen  Erhebungsformen  geübt  wurde,  ergibt 
sich  als  natürliche  Folgerung  die  wünschenswerte  Kombination 
verschiedener  Veranlagungsmethoden,  die  allein  einer  befriedi- 
genden Lösung  der  Weinsteuerfrage  zuführen  dürfte.  Hinsicht- 
lich der  Betrachtung  derselben  müssen  wir  uns  aber  an  dieser 
Stelle  mit  vorbereitenden  knappen  Umrissen  begnügen. 

Da  die  Produktionssteuer  für  uns  unter  allen  Umständen 
ausgeschaltet  ist,  sind  zunächst  Verkehrs-  und  Schanksteuer 
derart  zu  verknüpfen,  daß  man  ihre  beiderseitigen  Vorzüge  voll 
zur  Geltung  bringt,  ihre  Schattenseiten  dagegen  nach  Möglichkeit 
lichtet,  was  auch  recht  gut  gelingen  mag.  Als  erstes  Ergebnis 
erhalten  wir  dann  selbstverständlich  eine  Konsumtionsver- 
kehrssteuer und  eine  Schanksteuer.  Beide  sollen  sich  in 
der  Höhe  möglichst  genau  entsprechen  und  dürfen  kräftige  Sätze 
zeigen.    Mit  ihnen  sei  den  Bedürfnissen  der  Staatskasse  gedient. 
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Daneben  hat  eine  Handelsverkehrssteuer  Platz  zu  greifen, 
und  zwar  bei  jedem  Verkehrsakt  ohne  Scheidung  zwischen  Groß- 
handel und  Kleinhandel,  nur  mit  Ausnahme  des  Umsatzes, 
den  die  Konsumtionsverkehrssteuer  oder  die  Schanksteuer  trifft. 
Diese  Handelsverkehrssteuer  muß  in  ihrem  Satze  größte  Mäßig- 
keit halten.  Sie  besteht  mit  der  Absicht,  höchstens  die  Kosten 
der  Steuerkontrolle  zu  decken,  nicht  des  Ertrages  wegen,  sondern 
nur  um  der  gewichtigen  Forderung  der  Produktion  und  des  reellen 
Handels  noch  einer  strengsten  allgemeinen  Kellerkontrolle  nach- 
zukommen, womit  zugleich  für  die  Finanzverwaltung  größte 
Sicherung  gegen  Defraudation  erreicht  wird.  Mit  dem  niedrigen 
Satze  verbindet  sich  überdies  auch  der  angenehme  Vorteil  der 
Überflüssigkeit  etwaiger  Steuerrestitution  bei  der  Ausfuhr  oder 
Verwendung  des  Weins  zur  Essig-,  Branntwein-  oder  Schaum- 
weinbereitung. Gerade  bei  der  Wertbesteuerung  des  Weins  ist 
die  Rückvergütung,  wenn  nur  einigermaßen  zugänglich,  unbe- 
dingt zu  vermeiden,  wenn  nicht  daraus  durch  die  beträchtliche 
Wertsteigerung  des  lagernden  Weines  ein  mißliches  Prämien- 
unwesen entspringen  soll. 

Zu  dieser  eigentlichen  Weinsteuer  hat  dann  noch  die  beson- 
dere Besteuerung  der  Weinvermehrung  als  wichtigste  Ergänzung 
hinzuzutreten.  Sie  wird,  wie  später  bei  dem  Weinsteuerent würfe 
eingehend  begründet  werden  wird,  am  besten  als  Weinzucker- 
steuer veranlagt,  indem  jedes  Zucker quantum,  das  zu  wirklichen 
oder  vorgegebenen  Weinverbesserungszwecken  verwendet  werden 
soll,  unabhängig  von  der  sonstigen  Zuckersteuer  nochmals  ver- 
steuert werden  muß. 

Von  einer  Kunstweinsteuer  kann  nicht  mehr  die  Rede  sein, 
da  die  gewerbsmäßige  Weinfabrikation  seit  dem  Weingesetz  vom 
24.  Mai  1901  nicht  mehr  gestattet  ist,  wenn  sie  auch  gegenwärtig 
trotz  des  Verbotes  bei  der  ungenügenden  Kellerkontrolle  in  pein- 
licher Verborgenheit  noch  in  bester  Blüte  steht.  Eine  eigentliche 
Kunstweinsteuer  ohne  allgemeine  strengst^e  Kellerkontrolle  ist 
überhaupt  auch  bei  der  Heimlichkeit  fraglichen  Gewerbes  voll- 
ständig sinnlos,  wie  sich  an  der  kläglichen  Erfolglosigkeit  der- 
artiger früherer  Versuche  in  Baden,  Elsaß -Lothringen  und  nament- 
lich Bayern  zeigte. 

Auf  dieser  im  Vorstehenden  umrissenen  Grundlage  dürfte 
sich  sehr  wohl  ein  Weinsteuergesetz  aufbauen  lassen,  das  unter 
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steter  Beachtung  der  obersten  Prinzipien  allen  theoretischen  wie 
praktischen  Anforderungen  in  befriedigender  Weise  zu  genügen 
vermag.  Die  Bedenken,  die  gewöhnlich  einer  solchen  systema- 
tischen Verbindung  einzelner  Veranlagungsarten  entgegengehalten 
werden,  sind  wohl  bei  der  vorgeschlagenen  Kombination,  soweit 
es  nur  denkbar  ist,  gegenstandslos  geworden.  Die  Kompliziertheit 
der  Steuer  durch  einen  umständlichen  Kontroll-  und  Erhebungs- 
apparat und  durch  die  unbequemen  Verpflichtungen,  die  der 
Produktion,  dem  Handel  und  der  Konsumtion  auferlegt  werden 
müssen,  und  die  daraus  resultierende  Verkehrshemmung  bringt, 
ganz  abgesehen  davon,  daß  heute  in  einem  gerechten  Steuersystem 
nicht  mehr  die  Bequemlichkeit  und  Ausgiebigkeit  der  Besteuerung 
allein  maßgebend  sein  darf,  im  Grunde  genommen  nichts  anderes 
als  das,  was  schon  jetzt  ziemlich  allgemein  als  notwendigstes 
Erfordernis  zum  Schutze  der  Reellität  in  Produktion  und  Handel 
auch  ohne  Steuer  anerkannt  wird,  und  kann  deshalb  unserem 
Versuche  eines  Weinsteuerentwurfes  keinesfalls  zur  Last  gelegt 
werden.  Und  der  weitere  hauptsächliche  Einwurf,  der  vielleicht 
dem  angeregten  System  gemacht  werden  könnte,  nämlich  der, 
daß  es  ungerechte  Doppelbesteuerungen  mit  sich  bringen  werde,  ist 
wohl  bei  der  großen  Mäßigkeit  der  Handelsverkehrssteuer,  die  allein 
für  diesen  Vorwurf  in  Betracht  kommen  kann,  nicht  gar  zu  ernst- 
lich zu  nehmen.  Jedenfalls  sind  voraussichtlich  die  Ungleich- 
heiten durch  Ausfallen  der  Handelsverkehrssteuer  einerseits  und 
andererseits  dem  mehr  als  einmaligen  Fälligwerden  derselben 
auf  eine  solche  Minderzahl  beschränkt  und  unzweifelhaft  bei  dem 
niedrigen  Steuersatze  so  wenig  fühlbar,  daß  man  ihrethalben 
keineswegs  auf  das  gewagte  Mittel  weitgehender  Steuerbefreiungen 
verfallen  darf,  weil  dadurch  die  Sicherung  sowohl  des  Steuer- 
ertrages als  auch  der  Kellerkontrolle  mehr  oder  minder  aufs  Spiel 
gesetzt  würde. 

Aber  noch  ein  Bedenken  gegen  unseren  Versuch  einer  be- 
friedigenden Weinsteuer,  das  gelegentlich  eines  naheliegenden 
Vergleiches  mit  dem  früheren  französischen  Weinsteuersystem 
auftauchen  könnte,  sei  kurz  berührt:  man  könnte  fragen,  wie 
sollte  man  sich  jetzt  in  Deutschland  bei  viel  schwierigeren  Ver- 
hältnissen zu  einer  ähnlich  kombinierten  Erfassung  des  Weins 
versteigen,  nachdem  man  gesehen  hat,  wie  selbst  Frankreich 
trotz  der  jahrhundertlangen  Gewöhnung  sein  altes,  fein  durch- 
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dachtes  System  als  zu  drückend  im  Jahre  1900  zugunsten  einer 
einfachen  Verkehrssteuer  aufgegeben  hat.  Aber  nicht  nur,  daß  die 
in  Vorschlag  gebrachte  Kombination  viel  einfacher  und  einheit- 
licher sein  dürfte,  als  die  frühere  französische  mit  ihren  acht  ver- 
schiedenen und  ineinander  übergehenden  Veranlagungsmethoden, 
muß  vor  allem  hervorgehoben  werden,  daß  die  französische  Wein- 
steuer ein  reines  Finanzgesetz  mit  rücksichtslosem  Streben  nach 
höchstem  Ertrage  war,  während  uns  doch  die  Weinsteuer  haupt- 
sächlich einziges  Mittel  zum  Zweck  des  fördernden  Schutzes  der 
reellen  Weinbranche  ist  mit  dem  Vorteil,  zugleich  auch  einen  sehr 
annehmbaren  Reinertrag  abzuwerfen;  die  scharfe  Kellerkontrolle, 
deren  Mißliebigkeit  in  der  französischen  Weinbranche  die  be- 
seitigende Reform  von  1900  bedingt  hat,  wobei  sich  übrigens  die 
daran  geknüpften  Erwartungen  des  neuen  Aufblühens  des  Wein- 
baus nichts  weniger  als  erfüllten  (Winzerunruhen  1907!),  gerade 
diese  strenge  Kellerkontrolle  bildet  ja  in  Deutschland  jetzt  die 
dringendste  Forderung  der  Produktion  und  des  reellen  Handels. 
Daraus  wird  ersichtlich,  wie  unangebracht  unter  den  gänzlich 
verschiedenen  Voraussetzungen  ein  unmittelbarer  Vergleich  der 
Vorschläge  dieser  Arbeit  mit  der  Aufhebung  des  ganz  anders  ge- 
arteten alten  französischen  Weinsteuersystems  ist. 

VII.  Die  Weinsteuer  zugunsten  des  Reiches, 
der  Bundesstaaten  oder  der  Kommunen. 

Um  den  ersten  Hauptteil  dieser  Arbeit  über  die  Theorie  der 
Weinsteuer  abzuschließen,  erübrigt  sich  noch,  die  Frage  aufzu- 
werfen, von  welchem  öffentlichen  Verband  eine  den  dargelegten 
leitenden  Grundsätzen  und  deren  praktischer  Anwendung  ge- 
nügende Weinsteuer  am  zweckdienlichsten  auszugehen  hat,  ob 
eine  Reichs-,  Landes-  oder  Kommunalweinsteuer  wünschens- 
wert ist. 

Für  eine  ausschließliche  Weinsteuer  der  Bundesstaaten  tritt 
eigentlich  nur  bedauerlicher  Partikularismus  ins  Feld,  der  natür- 
lich in  der  finanzwissenschaftlichen  Literatur,  wie  auch  bei  der 
weit  er  blickenden  Politik  keinen  rechtfertigenden  Anklang  findet. 
Zugunsten  einer  kommunalen  Weinsteuer  erheben  sich  dagegen 
maßgebendere  Stimmen,  besonders  mit  dem  Hinweis  auf  die 
Möglichkeit  leichter  Differenzierung  der  Steuerhöhe  und  -anläge 
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nach  den  verschiedenartigen  Verhältnissen  einzelner  Gegenden, 
je  nachdem  der  Wein  als  allgemeines  Genußmittel  breiterer  Volks- 
schichten oder  nur  als  reiner  Luxusartikel  der  höheren  Klassen 
anzusehen  ist,  Verschiedenheiten,  die  aber,  wie  wir  oben  erkannten, 
für  Deutschland  nicht  so  zwingend  sind  und  denen  auf  andere 
Weise  durchaus  hinreichend  Rechnung  getragen  werden  kann. 
Indes  gewichtige  Gründe  drängen  besonders  von  dem  Standpunkte 
dieser  Arbeit  aus  zur  unbedingten  Ablehnung  der  Kommunal- 
weinsteuer, wie  auch  der  Landesweinsteuer. 

Denn  abgesehen,  von  der  zu  wünschenden  Einheitlichkeit 
der  Getränkebesteuerung  in  der  Hand  des  Reiches  und  der  un- 
vorbildlichen Unordnung  der  meisten  gegenwärtig  bestehenden 
städtischen  Weinsteuern  liegen  bei  einer  Kommunalweinsteuer 
zunächst  schon  derartige  steuertechnische  Schwierigkeiten  vor, 
daß  an  eine  befriedigende  und  einigermaßen  gesicherte  Besteue- 
rung kaum  zu  denken  ist.    Dazu  kommt,  daß  mit  ihnen,  wie  im 
größeren  Maßstabe  auch  mit  den  Landesweinsteuern,  die  berüch- 
tigten Binnenzölle  mit  der  Gewährung  steuerfreier  Lager-  und 
Transitkeller,  der  Rückvergütung  gezahlter  Steuern  beim  Absatz 
nach  außen  und  dergleichen  unnötig  belästigenden  Übeln  wieder 
auftreten.    Jedoch  als  hauptsächlichster  Grund  gegen  die  kom- 
munale Weinsteuer  spricht,  daß  sie  schon  bei  geringer  Höhe  auf 
den  Weinbau    zurzeit    geradezu    vernichtend    wirken  müßte. 
Denn  es  wäre  unausbleiblich,  daß  diese  Steuer  auf  die  Produktion 
zurückgewälzt  würde,  da  weder  die  Weinfabrikation  beseitigt 
noch  die  Weinvermehrung  beschränkt  werden  könnte  und  da- 
durch der  Markt  für  den  Absatz  der  Naturweine  nicht  nur  nicht 
freier  würde,  sondern  sogar  noch  enger  bei  dem  unvermeidlichen 
städtischen  Konsumrückgang,  der  nicht  durch  Qualitätsverbesse- 
rung hintangehalten  würde.  Welche  Folgen  aber  diese  Steuerlast 
bei  der  jetzigen  trostlosen  Lage  des  deutschen  Weinbaus  haben 
müßte,  das  braucht  wohl  nicht  näher  erläutert  zu  werden.  Alles 
das,   was  oben  unter  dem  bedeutungsvollen   Grundsatze  des 
Schutzes  der  Produktion  und  des  reellen  Handels  ausgeführt  wurde, 
wird  durch  eine  Kommunalsteuer  mit  einem  Schlage  unmöglich 
gemacht.    Nicht  nur,  daß  die  reelle  Weinbranche,  wie  die  Kon- 
sumtion für  die  erwachsende  Belästigung  ohne  jede  Entschädigung 
ausgingen,  würde  sogar  die  Weinfabrikation  und  Weinvermehrung 
ohne  die  bei  der  Kommunalsteuer  unmögliche,  überall  gleiche 
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Kontrolle  von  der  Traube  bis  zum  Glase  sogar  noch  wesentlich 
gefördert,  geradezu  herausgefordert  werden,  da  es  doch  dann  für 
den  steuerbelasteten  Weinbau  und  Weinhandel  möglichst  billige 
Weine  zu  liefern  hieße,  um  so  durch  Qualitätsverschlechterung 
wenigstens  zum  Teil  eine  verschleierte  Steuerüberwälzung  zu- 
stande zu  bringen.  Gerade  das,  was  sonst  der  kommunalen  Wirk- 
samkeit gegenüber  der  staatlichen  den  Vorzug  gibt,  d.  h.  ein  un- 
gleichheitliches Vorgehen  eingegeben  durch  die  empfehlenswerte 
Rücksichtnahme  auf  lokale  Eigentümlichkeiten,  läßt  sie  für  die 
Verhältnisse  in  Weinbau  und  Weinhandel  verwerflich  erscheinen, 
da,  wie  wir  schon  erkannt  haben  und  später  noch  klarer  einsehen 
werden,  in  erster  Linie  nur  die  einheitliche  und  gleichmäßige 
Durchführung  der  steuerlichen  Weinkontrolle  für  das  gesamte 
deutsche  Reich,  die  Weinsteuer  für  die  reelle  Weinbranche  an- 
nehmbar, ja  sogar  höchst  erwünscht  machen  kann. 

Nicht  viel  besser  steht  es  in  dieser  Hinsicht  mit  der  Landes - 
weinsteuer.  Wohl  könnte  bei  ihr  an  eine  strenge  Kellerkontrolle 
zur  Unterdrückung  der  Weinfabrikation  und  an  eine  Besteuerung 
der  Weinvermehrung  wenigstens  gedacht  werden,  aber  das  wich- 
tigste Erfordernis  einer  gleichmäßig  strengen  Durchführung  in 
ganz  Deutschland  wäre  auch  bei  ihr  ausgeschlossen  und  damit 
so  gut  wie  alles  verfehlt.  Denn  es  leuchtet  doch  ein,  daß  Bundes- 
staaten, wie  Hamburg,  Bremen,  Braunschweig  und  alle  anderen, 
die  am  Weinbau  nicht  im  geringsten  interessiert  sind,  selbst  wenn 
sie  sich,  was  allerdings  kaum  anzunehmen  ist,  zu  einem  befrie- 
digenden Weinsteuergesetz  hergeben  würden,  die  kostspielige 
Kellerkontrolle  und  Vermehrungssteuer  nur  ungenügend  hand- 
haben würden,  und  daß  die  äußerst  freizügige,  heimliche  Wein- 
fabrikation alsbald  diese  Gegenden,  wo  sie  ihr  unlauteres  Gewerbe 
ziemlich  ungestört  forttreiben  kann,  aufgefunden  hätte. 

Wie  steht  es  aber  nun  mit  den  gewöhnlichen  Einwänden 
gegen  eine  Reichsweinsteuer?  Man  pflegt  hier  schon  zunächst 
auf  den  geringen  finanziellen  Reinertrag  hinzuweisen,  der  durch 
eine  Reichsweinsteuer  nur  zu  erwarten  wäre  und  der  zum  min- 
desten niemals  den  entstehenden  Belästigungen  entsprechen 
könnte.  Daß  dies  nicht  der  Fall  zu  sein  braucht,  suchen  spätere 
Ausführungen  und  Berechnungen  klar  zu  legen.  Andere  Be- 
denken, wie  die  Schwierigkeit  der  Durchführung,  namentlich  der 
Kontrolle  und  sodann  vor  allem  die  schädigende  Belastung  des 
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deutschen  Weinbaus,  der  schon  jetzt  an  der  Grenze  seiner  wirt- 
schaftHchen  Existenzmöghchkeit  angelangt  ist,  zugunsten  der 
Reichsfinanzen,  dürften  wohl  durch  die  früheren  Erörterungen, 
denen  ja  stets  der  Gedanke  einer  Reichs weins teuer  zugrunde  lag, 
hinreichend  zerstreut  sein.  Nur  gegen  einen  Einwurf  bedarf  es 
wohl  noch  einer  kurzen  Verteidigung.  Es  ist  die  zur  Erregung 
des  partikularistischen  Geistes  aufgestellte  Behauptung,  eine 
Reichsweinsteuer  stelle  eine  einseitige  Belastung  der  deutschen 
Weinländer  dar  und  sei  deshalb  ungerecht  und  verwerflich.  Wie 
wenig  stichhaltig  diese  Einrede  ist,  erkennt  man  sofort,  wenn  man 
nicht  vergißt,  daß  nicht  nur  die  prozentuale  Wertbesteuerung 
schon  eine  gewisse  Anpassung  schafft,  sondern  daß  eine  Reichs- 
weinsteuer nach  unserem  Vorschlag  ja  gerade  den  Weinbaugebieten 
in  entschädigender  Förderung  zugute  käme  und  dann  vor  allem 
auch,  daß  dadurch  nur  eine  gerechte  Ausgleichung  einträte 
gegenüber  der  Branntweinsteuer,  die  doch  überwiegend  vom 
Norden  und  Osten  Deutschlands  getragen  wird  und  in  der  man 
deshalb  mit  viel  größerem  Rechte  hinsichtlich  der  Produktion, 
wie  der  Konsumtion  eine  regionale  Vorbelastung  erblicken  könnte. 

In  Anbetracht  all  dieser  Umstände  kann  für  den  Fall,  daß 
man  neben  den  finanzwissenschaftlichen  Erwägungen  nicht  dem 
Bestreben  nach  schützender  und  fördernder  Rücksicht  auf  die 
Reellität  in  Weinproduktion  und  Weinhandel  mehr  oder  minder 
anerkennende  Billigung  versagen  will,  bei  vorurteilsfreier  Be- 
urteilung wohl  kaum  mehr  ein  Zweifel  darüber  bestehen,  daß  die 
Weinsteuer  nur  als  Reichssteuer  eine  befriedigende  Lösung 
erhalten  dürfte.  Als  solche  ist  sie  aber  einerseits  für  das 
Reich  eine  hochwillkommene,  gute  Einnahmequelle, 
andererseits  für  die  reelle  Weinbranche  bei  tunlichster 
Beseitigung  der  Weinfabrikation  und  besonderer  Be- 
steuerung der  Weinvermehrung,  sowie  bei  unterstützen- 
dem Schutz  gegen  pflanzliche  und  tierische  Feinde  der 
Rebe  nicht  nur  nicht  eine  Last,  sondern  geradezu  ein 
Segen,  eine  sichere  Gewähr  für  ein  neues  Aufblühen  der 
deutschen  Weinkultur. 


Fitz,  Weinsteuer. 
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Lebenslauf. 


Ich,  Hermann  Fitz,  bayrischer  Staatsangehöriger  und  evan- 
gehscher  Konfession,  wurde  als  Sohn  des  Weingutsbesitzers 
Georg  Fitz  am  20.  Juni  1886  zu  Ellerstadt  (Rheinpfalz)  geboren. 
Den  ersten  Schulunterricht  erhielt  ich  in  Ellerstadt,  besuchte 
von  1896 — 1902  das  Progymnasium  in  Bad-Dürkheim,  ging  so- 
dann auf  das  Gymnasium  Ludwigshafen  a.  Rh.  über  und  ab- 
solvierte dortselbst  1905.  Auf  der  Universität  München  begann 
ich  in  2  Semestern  meine  juristischen  und  nationalökonomischen 
Studien,  bezog  im  3.  Semester  die  Universität  Heidelberg  und 
bestand  am  Ende  dieses  Semesters  das  bayrische  juristische 
Zwischenexamen  an  der  Universität  Erlangen.  Von  dem  4.  Se- 
mester an,  das  ich  an  der  Universität  Berlin  verbrachte,  konzen- 
trierte ich  mein  Interesse  zunächst  auf  die  nationalökonomischen 
Studien,  denen  ich  mich  besonders  in  2  weiteren  Semestern  an 
der  Universität  Halle  a.  S.  widmete.  Während  meiner  Studien 
hörte  ich  Vorlesungen  und  nahm  an  seminaristischen  Übungen 
teil  bei:  Brentano,  v.  Mayr,  Gareis,  Seuffert,  Rathgen,  Becker, 
Koch,  Wagner,  Schmoller ,  Sering ,  Seckel ,  Conrad ,  Warntig, 
Hesse,  Stammler,  Ebbinghaus,  Brodnitz.  Allen  meinen  ver- 
ehrten Lehrern,  die  während  meiner  bisherigen  Studien  mir 
Anregung  und  Förderung  zuteil  werden  ließen,  in  erster  Linie 
Herrn  Geh.  Rat  Prof.  Dr.  J.  Conrad,  spreche  ich  meinen  innigsten 
Dank  aus. 


